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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterriditung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Wirtschafts- und Währungspolitik in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 
einen 

Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft. 

Der Jahresbericht, der gemäß Artikel 4 der Entscheidung des 
Rates vom 22. März 1971 über die Verstärkung der Koordinie- 
rung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erstellt wurde, ist 
mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 20. September 1971 dem 
Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Das Europäische Parlament wird den Jahresbericht voraussicht- 
lich anläßlich der Plenartagung vom 18./22. Oktober 1971 be- 
handeln. 

Der Termin für die Behandlung des Jahresberichts im Rat der 
EG ist noch nicht festgelegt. 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlaq Dr. Hans Heqer, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorwort 


Im Rahmen der Arbeiten zur stufenweisen Er- 
richtung der Wirtschafts- und Währungsunion und 
insbesondere in Anwendung von Artikel 4 seiner 
Entscheidung vom 22. März 1971 über die Verstär- 
kung der Koordinierung der kurzfristigen Wirt- 
schaftspolitik der Mitgliedstaaten verabschiedet der 
Rat der Europäischen Gemeinschaften im Herbst auf 
Vorschlag der Kommission nach Anhörung des 
Europäischen Parlaments einen Jahresbericht über 
die Wirtschaftslage der Gemeinschaft. Dieser Bericht 
soll es ermöglichen, die wirtschaftspolitischen Leit- 
linien festzulegen, die jeder Mitgliedstaat im fol- 
genden Jahr zu beachten hat. Nach Genehmigung 
durch den Rat bringen ihn die Regierungen ihren 
Parlamenten zur Kenntnis, damit er bei der Haus- 
haltsdebatte berücksichtigt werden kann. 

Das vorliegende Dokument ist der erste nach 
diesem Verfahren erstellte Jahresbericht i). Mit 
diesem Bericht werden für die Gemeinschaft Leit- 
linien für die kurzfristige Wirtschaftspolitik, ins- 
besondere für die Haushaltspolitik, die Struktur- 
politik und die Anpassung des wirtschafts- und 
währungspolitischen Instrumentariums, vorge- 
schlagen. * 

Anläßlich der Prüfung, die der Rat gemäß Arti- 
kel 2 der Entscheidung vom 22. März 1971 Anfang 
des ersten Vierteljahres 1972 vornimmt, können 
diese Leitlinien den Erfordernissen der Wirtschafts- 
entwicklung angepaßt werden. 


Eine ausführlichere Analyse der wirtschaftlichen Lage 
und der Entwicklungsaussichten für die nächsten Mo- 
nate, die den Ausgangspunkt für die in diesem Bericht 
angestellten Überlegungen bildete, ist in der Anlage 
enthalten. 
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A. Derzeitige Lage und Entwickiungsaussichten 


I. Die derzeitige Lage 

Währungspolitisdie Unsicherheit einerseits, Ver- 
langsamung des wirtschaftlichen Wachstums und 
anhaltender starker Druck bei den Kosten und 
Preisen andererseits sind im Herbst 1971 die wich- 
tigsten Probleme, denen sich die Wirtschaftspolitik 
der Gemeinschaft gegenübersieht. 

1. Die internationale Währungskrise 

Die Krise in den internationalen Währungs- 
beziehungen hat ernste Auswirkungen auf das wirt- 
schaftliche Leben der Mitgliedstaaten, um so mehr 
als die Störungen, die sie in den Wechselkurs- 
beziehungen zwischen den Staaten ausgelöst hat, 
den Fortgang der wirtschaftlichen und monetären 
Integration schwer belasten. 

Verursacht wurde diese Krise dadurch, daß das 
Defizit der globalen Zahlungsbilanz der Vereinigten 


Staaten immer rascher zunahm. Dies erklärt sich zum 
Teil aus einer schnellen Verschlechterung des Sal- 
dos der Waren- und Dienstleistungsbilanz der USA 
und vor allem aus einer Spekulation, die in umfang- 
reichen Exporten amerikanischen Kapitals und in 
internationalen Kapitalbewegungen nach Europa 
zum Ausdruck kam. 

Um weitere Kapitalzuflüsse in ihre unter erheb- 
lichem Inflationsdruck stehende Wirtschaft zu ver- 
hüten, haben Deutschland und die Niederlande am 
5. Mai die Interventionen an den international vor- 
geschriebenem Interventionspunikten ausgesetzt und 
damit ihre Wechselkurse freigegeben. In der ersten 
Augusthälfte war der Kurs ihrer Währungen durch 
dieses „floating" um rd. 8 Vo bzw. 5 ®/o gestiegen. 
Andere Länder der Gemeinschaft (Frankreich und 
die BLWU) haben ihre Devisenregelung durch An- 
passung an die neue Situation geändert. Zwei euro- 
päische Länder (Österreich und die Schweiz) haben 
ihre Währung auf ge wertet. 


Handelsbilanz und Bilanz der laufenden Zahlungen 

(in Rechnungseinheiten unter Zugrundelegung der amtlichen Paritäten) 

in Millionen 



1968 1) 

1969 1) 

1970 

1971 

Januar bis Juni 

1. Handelsbilanz 





Deutschland 

+ 5 680 

+ 5 158 

+ 4 281 ‘) 

+ 1 881 1) 

Frankreich 

+ 68 

“ 859 

+ 485 

{- 429 ‘)) 




(-1 176 1) ) 


Italien 

+ 1 047 

+ 584 

-2 180 ä) 

-1 000 2) 

Niederlande . 

- 323 

“ 407 

- 644 2) 

- 2312) 

BLWU 

“ 26 

+ 192 

+ 780 2) 

+ 366 

Gemeinschaft . . . 

+ 6 446 

+4 668 

+2 722 





(+1 061) 

(+ 587 2)) 

2. Laufende Bilanz 





Deutschland 

+2 838 

+ 1 604 

+ 681 ') 

- 22 ‘) 

Frankreich 

-1 059 

-1 798 

+ 235 2) 

n. V. 

Italien 

+2 627 

+ 2 368 

- 96 2) 

- 178 2) 

Niederlande 

+ 73 

“ 18 

- 131 2) 

- 88 2) 

BLWU 

+ 36 

+ 84 

+ 744 2) 

+ 398 2) 

Gemeinschaft . . . 

+ 4 515 

j +2 240 

+ 1 433 



^) unter Zugrundelegung der Transaktionen 

^) auf Kassenbasis Quelle: Nationale Statistiken und Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
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Industrieproduktion 

(Prozentuale Veränderung des saisonbedingten Index 
gegenüber dem vorhergehenden Quartal) 



1970 

1971 

I 1 

n 1 

III 1 

IV 

I i 

II 

Gemeinschaft 

5,2 

-0,5 

-0,5 

0,4 

4,0 

-2*) 

Deutschland 

2,5 

-0,3 

-1,2 

0 

4,5 

-0,5 

Frankreich 

4,8 

-5,6 

3,9 

1,4 

3,7 

-3 

Italien 

18,7 

-3,0 

0 

0,3 

0,5 

-6 

Niederlande 

4,5 

-2,4 

0,9 

4,0 

4,2 

0 

Belgien 

-2,4 

6,4 

0 

1,0 

6,4 

2 

Luxemburg 

-0,1 

0,1 

-3,0 

-5,1 : 

1,0 

3 


h Schätzungen Quelle: SAEG 


Die Maßnahmen, die von den Vereinigten Staa- 
ten am 15. August getroffen bzw. angekündigt wur- 
den, haben alle am internationalen Währungs- 
system beteiligten Länder in eine noch ernstere 
Krise gestürzt. Die Wechselkursbeziehungen zwi- 
schen den Industrieländern wurden von Grund auf 
erschüttert. Die Länder der Gemeinschaft sahen sich 
veranlaßt, stark voneinander abweichende Devisen- 
regelungen anzuwenden. Während Deutschland an 
dem am 9. Mai eingeführten System festhielt, haben 
die Benelux-Länder beschlossen, ihre Wechselkurse 
gemeinsam freizugeben, jedoch unterschiedliche 
Regelungen für den Kapitalverkehr beibehalten. 
Italien läßt seinen Wechselkurs innerhalb ziemlich 
enger Grenzen schwanken; Frankreich hat ähnlich 
wie die BLWU einen gespaltenen Devisenmarkt ge- 
schaffen, auf dem Handelsgeschäfte und damit ver- 
bundene Transaktionen zur Parität abgewickelt 
werden. Den internationalen Wirtschaftsbeziehun- 
gen der westlichen Länder drohen vor allem infolge 
der protektionistischen Maßnahmen der USA, er- 
hebliche Störungen, die sich angesichts der Bedeu- 
tung des Außenhandels dieser Länder auch auf ihr 


Beschäftigungsniveau und auf das Tempo ihres wirt- 
schaftlichen Wachstums auswirken können. 

Die Erschütterungen des Währungsgefüges und 
die Beschränkungen des Welthandels fallen in eine 
Zeit, da die laufende Zahlungsbilanz der Gemein- 
schaft auf Basis der Transaktionen insgesamt ein 
leichtes Defizit ausweist, während sie in den letz- 
ten Jahren mit beträchtlichen Überschüssen abge- 
schlossen hatte (1968: 4,5 Mrd. Dollar; 1969: 2,2 Mixi. 
Dollar; 1970; 1,5 Mrd. Dollar). 

Im ersten Halbjahr 1971 haben Deutschland, 
Frankreich, Italien und die Niederlande in ihrer 
laufenden Zahlungsbilanz ein Defizit verzeichnet. 


2. Die Wirtschaftslage innerhalb der Gemeinschaft 

Die zunehmende Unsicherheit im Währungsbe- 
reich fiel mit einer gewissen Verlangsamung der 
Wirtschaftstätigkeit in der Gemeinschaft zusammen. 

Die Ausfuhr nach Nichtmitgliedsländern hat trotz 
der konjunkturellen Belebung in den Vereinigten 


V erbraucherpreise 

(Prozentualer Anstieg im Laufe des Quartals) 



1970 

1971 

I 

II 

1 in 

1 IV 

I 

1 II 

Deutschland 

1,9 

0,8 

”0,1 

1,3 

2,5 

1,2 

Frankreich 

(1,7) >) 

1,3 

1,0 

1,1 

1,5 

1,6 

Italien 

1,9 

1,3 

1,2 

0,8 

1,5 

1,0 

Niederlande 

2,4 

0,9 

2,0 

0,4 

3,2 

1,9 

Belgien 

1,3 

0,4 

0,7 

0,6 

1,8 

1,0 

Luxemburg 

1,2 

1,2 

0,4 

1,1 

1,7 

1 

1,0 


1) alter Index 
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Staaten und in anderen wichtigen Industrieländern 
wie Großbritannien und Kanada im zweiten Quar- 
tal 1971 mengenmäßig kaum zugenommen. 

Innerhalb der Gemeinschaft hat die Investitions- 
tätigkeit in den meisten Mitgliedstaaten nachgelas- 
sen, so daß die Gesamtproduktion trotz lebhafter 
Verbrauchsentwicklung im Frühjahr nicht mehr ge- 
stiegen ist; sie lag aber immer noch höher als Ende 
1971. Die Produktionskapazitäten waren daher nicht 
mehr so stark ausgelastet wie zuvor. 

In Italien bleibt die Konjunktur schwach. Im Ge- 
gensatz zum letzten Jahr erklärt sich diese Schwäche 
nicht mehr allein aus Störungen im Bereich der Pro- 
duktionsfaktoren, sondern auch aus einer Verlang- 
samung der inländischen Nachfrage. 

Obwohl die Spannungen zwischen Angebot und 
Nachfrage nachgelassen haben, ist der Kosten- und 
Preisauftrieb nach wie vor sehr lebhaft. Die Lohn- 
erhöhungen sind beträchtlich geblieben und errei- 
chen bei verlangsamter Produktivitätszunahme mit- 
unter fast 15 im Jahresvergleich. 

Wenn auch die Gemeinschaft im Währungsbereich 
noch starken inflationistischen Impulsen von außen 
ausgesetzt war, so hatten die sektoriellen Ungleich- 
gewichte zwischen Angebot und Nachfrage sowie 
der Kostenauftrieb hauptsächlich interne Ursachen. 


II. Die Aussichten 

Die Aussichten für die Wirtschaftsentwicklung 
sind durch die Störungen im Währungssystem und 
durch die Einführung der protektionistischen Maß- 
nahmen in den Vereinigten Staaten besonders 
unsicher geworden. Es ist zu befürchten, daß die 
Wiederbelebung des Welthandels, die seit Ende 
1970 im Gange ist, durch diese Faktoren schwer be- 
einträchtigt wird. Außerdem wird die Ausfuhr der 
Gemeinschaft nach Drittländern sowohl durch die 
Höherbewertung ider Währungen der meisten Mit- 
gliedstaaten als auch durch die ungünstigen Aus- 
wirkungen der handelspolitischen Maßnahmen der 
USA stark behindert. Während der wirtschaftliche 
Aufschwung, der vor allem in den Vereinigten 
Staaten, in Kanada und in Großbritannien begonnen 
hatte, eine beschleunigte Zunahme des Exports der 
Gemeinschaft erwarten ließ, muß man nunmehr mit 
einer Stagnation der Auslandsnachfrage rechnen. 

Auch die Aussichten für das Wachstum der 
Inlandsnachfrage in der Gemeinschaft erscheinen 
sowohl wegen der möglichen Entwicklung der Inve- 
stitionen als auch des Verbrauchs weniger gesichert. 

So lassen die währungspolitische Ungewißheit, 
die neuerlichen Behinderungen des Waren- und 
Kapitalverkehrs, die langsamere Entwicklung des 
Geschäftsgangs, der anhaltende Druck der Produk- 
tionskosten auf die Selbstfinanzierungsspannen so- 
wie der niedrigere Auslastungsgrad der Kapazitä- 
ten für 1972 ein weniger günstiges Investitionsklima 
in den Unternehmen erwarten; die Entwicklung der 
Ausrüstungsgüteraufträge und die Ergebnisse der 
Unternehmerbefragungen deuten dies bereits an. 


Zum anderen werden die privaten Einkommen im 
Jahre 1972 zwar fühlbar zunehmen, doch könnte sich 
der Anstieg im Laufe des Jahres verlangsamen, und 
zwar vor allem infolge eines geringeren Wachstums 
der Lohneinkommen in Verbindung mit einer Ver- 
kürzung der effektiv geleisteten Arbeitszeit. Der 
private Verbrauch dürfte daher wertmäßig weniger 
rasch zunehmen; real wird sein Anstieg durch einen 
noch immer spürbaren Preisauftrieb begrenzt. 

Die Gemeinschaft steht somit vor der schwierig- 
sten Situation seit ihrer Gründung. Sie steht nicht 
nur in einem schwierigen Anpassungsprozeß nach 
der überschäumenden Konjunktur der vJahre 1969 
und 1970, sondern sie muß außerdem die grund- 
legenden Gleichgewichte auch noch in einem Klima 
äußerster Ungewißheit in den internationalen Wäh- 
rungs- und Handelsbeziehungen wiederherstellen. 

Die Rückkehr der Mitgliedstaaten zu einem aus- 
gewogenen Wirtschaftswachstum gemäß den Leit- 
linien des dritten Programms für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik wirft außerdem heikle Probleme 
bezüglich der Koordinierung der Konjunkturpolitik 
auf. 

Erstens würde die Gemeinschaft insgesamt gese- 
hen ihre Geschlossenheit und ihren wirtschaftlichen 
und sozialen Wohlstand schwer gefährden, wenn 
die schwerwiegenden Probleme in den Außenbezie- 
hungen von jedem Lande anders und ohne gemein- 
schaftliche Strategie behandelt würden. 

Die Beibehaltung unterschiedlicher Wechselkurs- 
regelungen in den einzelnen Mitgliedstaaten wäre 
dabei ein deutlicher Rückschritt gegenüber dem be- 
reits erreichten Stand der Wirtschaftsintegration; 
die Gemeinschaft würde Sich dadurch ihren wich- 
tigsten internationalen Partnern gegenüber schwä- 
chen. Die Bewältigung der Kosteninflation ist eben- 
so wie die Einführung eines Wechselkurssystems, 
das die Gemeinschaft in den internationalen Wäh- 
rungsbeziehungen „individualisiert" , gegenwärtig 
eine unabdingbare Notwendigkeit. 

Zweitens bergen die Stabilisierungsprozesse, die 
in den einzelnen Mitgliedstaaten eingeleitet wur- 
den, das Risiko, daß innerhalb der Gemeinschaft 
Ungleichgewichte, ja sogar Störungen auftreten, 
deren Tragweite es zu ermessen gilt, um ihnen 
rechtzeitig begegnen zu können. 

Die Kräfte, die das Wachstum verlangsamen, wer- 
den nicht in allen Mitgliedstaaten gleich stark sein. 
Auch der Preis- und Kostenauftrieb könnte bis 
Ende 1972 in einigen Mitgliedsländern lebhafter 
sein als in anderen. Die Schwierigkeit, eine auf 
Gemeinschaftsebene koordinierte Politik zu betrei- 
ben, ergibt sich nicht nur aus Unterschieden in der 
tatsächlichen Lage, sondern, wie die Erfahrung zeigt, 
auch aus den unter Umständen verschiedenen Reak- 
tionen der Behörden und der Wirtschaftssubjekte 
der Mitgliedstaaten angesichts einer Konjunktur, 
die kurzfristig gesöhen die Frage aufkommen lassen 
kann, ob der Vollbeschäftigung oder der Stabilität 
Vorrang einzuräumen ist. Dabei ist hervorzuheben, 
daß die Autonomie der einzelstaatlichen Politik 
durch die zunehmende wirtschaftliche Verflechtung 
der Mitgliedstaaten immer mehr eingeschränkt 
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wird. Jeder Versuch, zu einer völligen Autonomie 
zurückzukelhren, würde notwendigerweise die Inter- 
essen eines jeden Mitgliedstaates berühren. 

Die oben skizzierten Aussichten sind Anlaß für 
Besorgnis über die wirtschaftliche Zukunft der Ge- 
meinschaft und jedes ihrer Mitgliedsländer. Die 
Wiederherstellung der Stabilität bleibt das Haupt- 
ziel; die Walhl der Maßnahmen, ihre Dosierung und 
ihre Modulierung im Zeitablauf müssen von der 
unabdingbaren Notwendigkeit bestimmt werden, 
die Grundlagen für das mittelfristige Wachstum zu 
sidiern. Sie müssen der Ungewißheit Rechnung tra- 
gen, die sich aus der gegenwärtigen Erschütterung 
des Weltwährungssystems ergibt, zugleich aber 
auch zur Schaffung einer neuen internationalen 
Ordnung beitragen. Die Errichtung der Wirtschafts- 
und Währungsunion ist der Hintergrund für die 
zu trelfenden wirtschaftspolitischen Maßnahmen und 
außerdem eines der Elemente für den Neuaufbau 
des internationalen Währungs Systems — vor allem. 


wenn man bedenkt, welche Verantwortung die Ge- 
meinschaft als größte Handelsmacht der Welt trägt. 

Angesichts dieser Hauptziele sind drei Arten von 
Maßnaihmen ins Auge zu fassen: 

— Steuerung der Nachfrage zur Dämpfung des 
Preis- und Kostenauftriebs, verbunden mit der 
Bereitstellung eines Instrumentariums, das bei 
einem tiefgreifenden Konjunkturwandel rasch 
angewandt werden kann; 

— vorrangige Durchführung bestimmter Struktur- 
maßnahmen, damit äine spätere Belebung der 
Wirtschaftstätigkeit nicht so bald wieder durch 
Engpässe behindert wird, die Spannungen ent- 
stehen lassen; 

— Anpassung des wirtschafts- und währungspoli- 
tischen Instrumentariums an die neuen Aufga- 
ben, welche durch die Verstärkung der Koordi- 
nierung innerhalb der Gemeinschaft gestellt 
werden. 
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B. Die Leitlinien für die Wirtschaftspolitik 


I. Allgemeine Leitlinien für die kurzfristige 
Wirtschaftspoiitik 

Die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten wür- 
den gefährdet, wenn der gegenwärtige Preis- und 
Lohnauftrieb anhielte. 

Es ist daher besonders erwünsciit, bis zum letzten 
Quartal 1972 die Preissteigerungen schrittweise auf 
eine Jahresrate von 3 bis 3,5 % und die Steigerung 
der Löhne einschließlich der Nebenleistungen spä- 
testens bis zum gleichen Zeitpuhkt auf eine Jahres- 
rate von 6 bis 7 % zu vermindern. 

Damit diese Ergebnisse bis Ende 1972 ohne Beein- 
trächtigung des Wachstumstempos erreicht werden 
können, muß die Wirtschafts- und Sozialpolitik aller 
Mitgliedstaaten von den Sozialpartnern unterstützt 
werden. 

In sämtlichen Industrieländern haben der Rhyth- 
mus der Inflation und die Befürchtungen, die da- 
durch ausgelöst werden, das Interesse an der „Ein- 
kommenspolitik" neu belebt. Ungeachtet der Mei- 
nungsverschiedenheiten über Konzeption und Mit- 
tel einer solchen Politik müssen die Sozialpartner 
die Notwendigkeit einer langsameren Preis- und 
Einkommensentwicklung erkennen und bereit sein, 
ihre Aktionen bzw. Forderungen zu mäßigen, damit 
die durch eine inflationistische Konjunktur ermög- 
lichten raschen Einkommenssteigerungen später bei 
der unvermeidlichen Sanierung der wirtschaftlichen 
Lage nicht allzu stark beeinträchtigt werden. Zur 
Wahrung einer regelmäßigen, kontinuierlichen Ent- 
wicklung der Kaufkraft ist es Aufgabe der Sozial- 
partner, von den Verfahren, die in den einzelnen 
Mitgliedstaaten bereits angewandt werden oder ein- 
geführt werden könnten, zu einer geordneteren 
Preis- und Lohnentwicklung beizutragen. 

Die Behörden der Mitgliedstaaten haben ihrer- 
seits ihre besondere Verantwortung. Sie müssen 
darauf hinwirken, daß in den kommenden Mona- 
ten die Zunahme des Geldvolumens und des Quasi- 
geldvolumens gebremst wird; dies gilt vor allem 
für die Länder, die im Jahre 1970 und im ersten 
Halbjahr 1971 einen sehr starken Anstieg zu ver- 
zeichnen hatten. Zu erreichen ist dieses Ziel durch 
eine strikte Regulierung der Bankenliquidität, durch 
eine bessere Einflußnahme auf die Kapitaizuflüsse 
und, sofern notwendig, durch Neutralisierung ihrer 
expansiven Auswirkungen auf die inländische 
Liquidität. 

Die Haushaltspolitik sollte insgesamt gesehen 
darauf abzielen, den Ausgabenanstieg in der Nähe 
der voraussichtlichen Wachstumsrate des nominalen 
Bruttosozialprodukts zu hatten. In diesem Rahmen 
sollte sich bemüht werden, den Infrastrukturausga- 
ben einen ausreichenden Platz zu erhalten. In der 
Tat muß das in den letzten Jahren entstandene Miß- 


verhältnis zwischen einer sehr raschen Zunahme 
des privaten Verbrauchs und eines zu langsamen 
Ausbaus der Infrastruktur beseitigt werden. 

Darüber hinaus bilden Sparanreize und die För- 
derung langfristiger Kapitalanlagen unerläßliche 
Voraussetzungen für ein ausgewogeneres Wirt- 
s chaf ts w achs tum . 


II. Leitlinien für die einzelnen Länder 

In Deutschland muß eine bessere Zügelung der 
Preis- und Kostenentwicklung weiterhin das 
Hauptziel der Wirtschaftspolitik sein. 

Die im Mai vorgenommene De-facto-Aufwertung 
der DM wird zwar den Anstieg der Auslandsnach- 
frage dämpfen, doch muß auch durch eine geeig- 
nete Politik zur Steuerung der Inlandsnachfrage ver- 
mieden werden, daß ein zu starker Auftrieb der 
Kosten und Preise schließlich zu einer erheblichen 
Beeinträchtigung der Investitionstätigkeit der Un- 
ternehmen und damit letzten Endes des gesamtwirt- 
schaftlichen Wachstums führt. Eine solche Politik 
ist mit um so weniger Risiken verbunden, als die 
Behörden sowohl in der Geld- und Kreditpolitik als 
auch in der Haushaltspolitik über einen beträcht- 
lichen Spielraum verfügen (etwa 4,5 Mrd. DM aus 
der Konjunkturausgleichsrücklage Ende 1971 und 
5,8 Mrd. DM aus dem Konjunktur Zuschlag, die bei 
der Bundesbank stillgelegt sind), so daß die allge- 
meine Ausrichtung der Konjunkturpolitik, wenn 
notwendig, rasch geändert werden kann. 

Eine vorsichtige Kreditpolitik ist auch in den 
nächsten Monaten noch notwendig. Sie erfordert den 
aktiven Einsatz der Instrumente zur Kontrolle der 
Bankenliquidität sowie eine Steuerung des Kapital- 
verkehrs mit dem Ausland. In diesem Zusammen- 
hang sind die seit Mai getroffenen Maßnahmen zum 
Schutz gegen übermäßige Kapitalzuflüsse und ihre 
expansiven Wirkungen auf die Inlandsliquidität ein 
positiver Beitrag, wobei vor allem die Anhebung 
der allgemeinen Mindestreserven der Banken, die 
Erhebung von zusätzlichen Mindestreserven auf 
dem Zuwachs von Auslands Verbindlichkeiten der 
Geschäftsbanken und die Einführung einer Geneh- 
migungspflicht für die Verzinsung der Einlagen von 
Gebietsfremden und für den Erwerb von Offen- 
Markt-Papieren durch Gebietsfremde zu nennen 
sind; im übrigen wird die Annahme eines Gesetzent- 
wurfs, der die Möglichkeit schafft, die Aufnahme 
von Auslandskrediten seitens der Unternehmen mit 
einem unverzinslichen Bardepot bei der Bundesbank 
zu verbinden, den Währungsbehörden ein nützliches 
und notwendiges Instrument an die Hand geben. 

Was die Haushaltspolitik betrifft, so ist es zur 
Wiedererlangung einer größeren Stabilität erforder- 
lich, daß die Kassenausgaben des Bundes und der 
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Länder insgesamt 1972 um nicht mehr als 7,5 bis 
8,5 Vo gegenüber dem Ist von 1971 erhöht werden; 
der Netto-Finanzierungssaldo der Bund- und Län- 
derhaushalte sollte sich auf etwa 6 Mrd. DM belau- 
fen. 

Sollte sich im Laufe des Jahres 1972 eine ausge- 
prägte Konjunkturverlangsamung zeigen, so hätte 
die Regierun^g die Möglichkeit, die in der Konjunk- 
turausgleichsrücklage stillgelegten Mittel zu mobili- 
sieren. Ferner könnte — wenn sich der Preis- und 
Kostenauftrieb deutlich abschwächt — der auf die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer erhobene Kon- 
junkturzuschlag stufenweise zurückgezahlt werden. 

In Frankreich scheint zwar ein weiteres, befriedi- 
gendes Wachstum der Produktion gesichert zu sein, 
doch stellt sich 1972 weiterhin das Problem der 
Wahrung der monetären Gleichgewichte. Die — mit- 
unter beträchtliche — de-facto-Aufwertung der 
Währungen einiger wichtiger Handelspartner so- 
wohl innerhalb als auch außerhalb der Gemeinschaft 
wird, zumindest in einer ersten Phase, inflationisti- 
sche Rückwirkungen auf die französische Wirtschaft 
haben; dies erfordert eine zusätzliche Vorsicht, 
wenn nicht sogar eine Verschärfung der Restrik- 
tionen. 

Die Wiedergewinnung einer größeren Stabilität, 
ohne daß auf längere Sicht das wirtschaftliche 
Wachstum gefährdet wird, erfordert insbesondere 
eine Reorientierung der inländischen Nachfrage zu- 
gunsten der öffentlichen und privaten Investitionen 
bei gleichzeitiger Verlangsamung der Expansion der 
Verbrauchsausgaben. 

Die Kreditpolitik muß in diesem Rahmen darauf 
abzielen, das seit Herbst 1970 äußerst starke An- 
wachsen des Geldvolumens zu verlangsamen. Dies 
wiederum erfordert vor allem eine Regulierung und 
Neutralisierung des Zustroms von kurzfristigem 
Kapital und einen intensiven Einsatz des Instrumen- 
tariums zur Kontrolle der Bankenliquidität. 

Was die Haushaltspolitik betrifft, so ist weiterhin 
eine strenge Finanzgebarunig erforderlich. Der An- 
stieg der Staatsausgaben sollte nicht über 9 Vo hin- 
ausgehen. überdies sollte im' Vollzug des Staats- 
haushalts 1972 ein leichter Kassenüberschuß in einer 
Größenordnung von 2 Mrd. Franken erzielt werden; 
dies würde die Möglichkeit geben, die wahrschein- 
lich eintretende Verschlechterung der finanziellen 
Lage der übrigen öffentlichen Haushalte auszuglei- 
chen und im Jahre 1972 einen positiven Finanzie- 
rungssaldo der öffentlichen Haushalte in ihrer Ge- 
samtheit zu erreichen. 

Um eine befriedigende Entwicklung der öffent- 
lichen Investitionen zu ermöglichen, ist es — in 
Anbetracht der Höhe der Verwaltungsausgaben 
und insbesondere der Subventionen — nötig, die 
Entwicklung der laufenden Ausgaben genau zu 
überwachen. In diesem Zusammenhang sind auch 
die Bemühungen um eine Politik der Preiswahrheit, 
vor allem bei den Tarifen für öffentliche Dienstlei- 
stungen, zu sehen. 

Die Einnahmen sollten erhöht und die bereits seit 
einiger Zeit geplanten Steuererleichterungen aufge- 
schoben werden. 


Ein Nachlassen des Preis- und Kostenauftriebs, 
wodurch sich übrigens eine Anhebung des Realwer- 
tes der jetzigen Zinssätze ergeben würde, könnte 
durch neue Anreize zum mittel- und langfristigen 
Sp aren be güns ti g t werden . 

Die Notwendigkeit, die inflationistischen Span- 
nungen ZU beseitigen, verlangt nicht nur Konjunk- 
turmaßnahmen im eigentlichen Sinne, sondern auch 
verstärkte Bemühungen der Behörden, bestimmte 
Engpässe, besonders auf dem Gebiet der Berufsaus- 
bildung und des Wohnungsbaus, zu mildern und 
bessere Wettbewerbsbedingungen in den sogenann- 
ten „geschützten'' Sektoren zu schaffen. Eine Ver- 
besserung der Finanzierungskreisläule durch Abbau 
der trennenden Schranken scheint ebenfalls er- 
wünscht. 

In Italien unterscheidet sich die Entwicklung der 
Wirtschaftstätigkeit so stark von der in den anderen 
Mitgliedstaaten, daß hier einer spürbaren Anhebung 
des Produktionsniveaus der Vorrang einzuräumen 
ist. Der Erfolg einer solchen Aktion hängt zweifel- 
los hauptsächlich von einer Verbesserung des 
sozialen Klimas ab, erfordert jedoch auch eine 
Wirtschaftspolitik, die Impulse gibt, und zwar mög- 
lichst ohne daß hierdurch die inflationären Tenden- 
zen verstärkt werden. Der letztgenannte Aspekt er- 
scheint um so wichtiger, als die mit der Einführung 
der Mehrwertsteuer verbundene besondere Situa- 
tion bedeutende Verschiebungen in der Preisstruk- 
tur mit sich bringt. 

Erwünscht ist eine vorsichtige Steuerung des 
Geldvolumens, das sich in den letzten anderthalb 
Jahren besonders rasch ausgedehnt hat. In dem 
Maße, in dem sich die Wiederbelebung der Kon- 
junktur durchsetzt, wäre die Kreditexpansion so zu 
begrenzen, daß der Anstieg der nominalen Nach- 
frage mit der Erhöhung der Produktionskapazität im 
Einklang bleibt. 

Die für eine Beschleunigung der Wirtschaftstätig- 
keit notwendigen Impulse müssen vor allem vom 
Staatshaushalt ausgehen. Es empfiehlt sich, die Kas- 
senausgaben um 11 bis 12 ^/a gegenüber dem Stand 
von 1971 zu erhöhen; unter Berücksichtigung der 
voraussichtlichen Einnahme entwicklung würde hier- 
durch das Finanzierunigsdefizit des Staates 1972 auf 
etwa 2500 Milliarden Lire steigen. Das Schwerge- 
wicht sollte auf Ausgaben gelegt werden, die zu 
Investitionen anregen können, und zwar vor allem 
in dem von einer besonders starken Flaute betroffe- 
nen Bausektor durch Anreize zum Bausparen und 
durch Gewährung von Bauprämien. Große Vorsicht 
ist bei den Ausgaben geboten, die unmittelbar den 
privaten Verbrauch begünstigen. Ganz allgemein 
sollten die vom Staatshaushalt ausgehenden Im- 
pulse und die monetäre Finanzierung des Saldos 
schrittweise in dem Maße abgebaut werden, in dem 
die Wirtschaftstätigkeit wieder ein zufriedenstel- 
lendes Niveau erreicht. 

Ständige Kontakte mit den Vertretern der ver- 
schiedenen sozialen Gruppen sind zweckmäßig, vor 
allem bei der Einführung der Mehrwertsteuer, um 
eine Lohn-Preis-Spirale zu vermeiden. Im Rahmen 
der Steuerreform kann eine Verminderung der indi- 
rekten Steuern sowohl zur Stabilisierung der Wirt- 
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Schaft als auch zu einer gerechteren Verteilung des 
Volkseinkommens beitra^gen. 

Der Abbau der sozialen Spannungen und die 
Ankurbelung der Wirtschaftstätigkeit durdi unter- 
stützende Maßnahmen der öffentlichen Hand ma- 
chen es erforderlich, den auf dem Gebiet der Infra- 
struktur bestehenden 'Rückstand rascher aufzuholen. 
Um die beträchtlichen Schwierigkeiten in einigen 
Regionen überwinden zu können, müssen die Be- 
mühungen der italienischen Behörden und der Ge- 
meinschaftsorgane verstärkt werden und ein kohä- 
renter Rückgriff auf Maßnahmen hinsichtlich der 
Standortwahl der Investitionen, des Abbaus von 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung, der beruf- 
lichen Umschulung und der Infrastrukturen erfol- 
gen. 

In den Niederlanden ist eine energische Brem- 
sung der Inlandsnachfrage erforderlich, um — vor 
allem im Interesse des längerfristigen Wachstums 
— die grundlegenden Gleichgewichte wiederherzu- 
stellen. Die Maßnahmen, die im November 1970 zur 
Dämpfung der Lohn- und PreisentwickliUng ergriffen 
wurden, sind im August 1971 aufgehoben worden. 
Angesichts des anhaltenden Preisauftriebs (5,2 V» 
von Dezember 1970 bis Juni 1971) ist in den näch- 
sten Monaten weiterhin eine restriktive Geld- und 
Kreditpolitik angezeigt; ihre Wirksamkeit wäre 
durch Beibehaltung und gegebenenfalls durch eine 
Anpassung der zur Bekämpfung übermäßiger Kapi- 
talzuflüsse eingesetzten Instrumente zu verstärken. 

. Anfang September wurde bereits der Wettbewerb 
von in den Niederlanden aufgelegten Obligationen 
durch Ausländer untersagt. 

Die Haushaltspolitiik sollte strikt bleiben und 
sehr fühlbare Einsparungen erzielen. Das Wachstum 
der Staatsausgaben sollte merklich gedämpft und 
unter einer Rate von 10 Va liegen. 

Eine starke Verminderung des Netto-Finanzie- 
rungssaldos — auf etwa 1,5 Milliarden Gulden — 
wäre angezeigt. Falls notwendig, müßte man vor- 
übergehend den Steuerdruck erhöhen, indem das 
Instrument der Konjunktur-Sonderabgabe insbe- 
sondere auf die Einkommen weiter angewandt wird. 

Die Austerität in der Haushaltspolitik sollte 
indessen so gestaltet werden, daß die Durchfüh- 
rung der Strukturmaßnahmen, welche die regionale 
Verteilung der Investitionen und die Berufsausbil- 
dung zum Gegenstand haben, um die im Westen 
des Landes vorhandenen Engpässe zugunsten ande- 
rer, weniger entwickelter Regionen zu beseitigen, 
nicht zu sehr berührt wird. 

In Belgien bleibt es das Hauptproblem der Wirt- 
schaftspolitik, den Preisauftrieb zu dämpfen, zumal 
die bei der Einführung der Mehrwertsteuer vorge- 
nommene Verschärfung der Bestimmunigen über die 
Preiskontrolle zahlreiche Anpassungen verzögert 
hat. 

Dieses Ziel dürfte sich cihne größere Gefahren für 
Beschäftigung und Wachstum unter der Bedingung 
erreichen lassen, daß die Ausdehnung der Inlands- 
nachfrage strikt begrenzt wird. 

Die Behörden sollten ihre vorsichtige, durch ver- 
stärkte Liquiditätskontrollen abgestützte Geld- und 


Kreditpolitik beibehalten und gleichzeitig bestrebt 
sein, die von den öffentlichen Finanzen ausgehenden 
kräftigen Impulse beträchtlich zu vermindern. 

In Anbetracht der Mitte 1971 auf dem Gebiet der 
sozialen Programmierung in Kraft gesetzten und für 
1972 vorgesehenen Maßnahmen erfordert eine 
solche Politik eine bewußte Abbremsung bestimm- 
ter öffentlicher Verbrauchsausgaben und Zurück- 
haltung bei den öffentlichen Investitionen. Selbst 
unter diesen Bedingungen werden die Staatsausga- 
ben zweifellos noch stark zunehmen (um 10 bis 
11 Vo), so daß die Verminderung der Impulse der 
öffentlichen Finanzen eine gewisse Erhöhung der 
direkten Steuerlast voraussetzt. Eine Begrenzung 
des Finanzierungsdefizits des Staates auf 55 Mrd. 
bfrs. erscheint um so angebrachter, als eine Verrin- 
gerung des Defizits mittelfristig gesehen notwendig 
ist. 

Die Strukturpolitik sollte eine Entwicklung unter- 
stützen, die stärker auf Erzeugnisse mit hoher Wert- 
schöpfung ausgerichtet und die regional ausgewo- 
gener ist, namentlich indem die öffentlichen Maß- 
nahmen auf die tatsächlich benachteiligten Gebiete 
konzentriert werden. 

In Luxemburg hängt der Erfolg der Stabilisie- 
rungsbemühungen zwar weitgehend von der Sanie- 
rung der Wirtschaftslage in den übrigen Ländern 
ab, doch sollten sich die für die Wirtschaftspolitik 
zuständigen Behörden bemühen, 1972 schrittweise 
eine befriedigende Kosten- und Preisstabilität zu 
erreichen. Eine vorsichtige öffentliche Finanzgeba- 
rung und insbesondere eine zeitliche Streckung be- 
stimmter öffentlicher Investitionsausgaben erschei- 
nen erwünscht, um das Finanzierungsdefizit im 
Staatshaushalt auf etwa 1,5 Mrd. Franken zu be- 
grenzen. 

Die verhältnismäßig ruhige Geschäftslage in eini- 
gen Wirtschaftssektoren bei im übrigen anhaltender 
Vollbeschäftigung könnte in einem Lande, in dem 
Arbeitskräftemangel und eine geringe Diversifizie- 
rung der Wirtschaftsaktivität die Expansion erheb- 
lich hemmen, zu verstärkten Bemühungen um eine 
größere Elastizität des Produktionsapparates ge- 
nutzt werden. 


lil. Die Strukturpolitik auf Gemeinschaftsebene 

Der Kampf gegen die Inflation muß entsprechend 
den Empfehlungen im dritten Programm für die mit- 
telfristige Wirtschaftspolitik durch Strukturmaßnah- 
men unterstützt werden. Diese müssen eine Intensi- 
vierung des Wettbewerbs und die Durchführung 
spezieller Maßnahmen zur besseren Anpassung der 
Strukturen an die Erfordernisse des wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritts umfassen. 

Einmal ist es Aufgabe der Gemeinschaftsorgane 
sicherzustellen, daß der freie Warenverkehr inner- 
halb des Gemeinsamen Marktes und der davon auf 
die Preise ausgehende Druck nicht durch Kartelle 
oder durch den Einfluß marktbeherrschender Unter- 
nehmen beeinträchtigt werden; in diesem Zusam- 
menhang ist auch darauf zu achten, daß der Wett- 
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bewerb in gewissen Bereichen nicht durch über- 
mäßige Konzentration ernsthaft in Frage gestellt 
wird. 

Zum anderen sind Aktionen erforderlich, um die 
spontanen Wachstumskräfte stärker in den Dienst 
der sozialen Ziele zu stellen und um bestimmte 
strukturelle Elemente der Arbeitslosigkeit zu besei- 
tigen. Insgesamt sollten die Aktionen sowohl auf 
nationaler als audi auf Gemeinschaftsebene in drei 
Hauptrichtungen zielen: 

Im Bereich der Besciiäftigung erfordert das Ziel 
der schrittweisen Lösung des Konflikts zwisdien 
den Erfordernissen nach Sidierheit des Arbeitsplat- 
zes und nach hoher beruflicher Mobilität Maßnah- 
men, die den Arbeitskräften, vor allem in der Zeit 
beruflicher Umschulung, verstärkten Schutz gegen 
eine Verminderung oder einen vorübergehenden 
Verlust ihres Einkommens gewähren. Um die Be- 
fürchtungen jedes einzelnen Landes hinsichtlich der 
Auswirkungen, die solche Maßnahmen auf seine 
Wettbewerbsstellung haben könnten, zu zerstreuen, 
wäre die Möglichkeit zu prüfen, daß die Mitglied- 
staaten in diesem Bereich gleidizeitig präzise Ver- 
pflichtungen eingehen. 

In der Regionalpolitik ist es dringend notwendig, 
daß die rückständigen Regionen, vor allem die 
Randgebiete, gemeinschaftlich stärker gefördert 
werden. Die Kommission hat dem Rat Vorschläge 
für weitgehend vom EAGFL zu finanzierende Struk- 
turmaßnahmen zugunsten der am stärksten benach- 
teiligten landwirtschaftlichen Gebiete unterbreitet; 
der Rückgriff auf den neugestalteten Sozialfonds 
könnte übrigens eine solche Aktion zur beruflichen 
Anpassung der Arbeitskräfte der betreffenden Ge- 
genden unterstützen. Wenn die solidarische Verant- 
wortung der Gemeinschaft zum Tragen kommen 
soll, müßten außerdem Maßnahmen ergriffen wer- 
den, damit insbesondere Kapital und Unternehmen 
ihren Standort in bestimmten, als vorrangig ange- 
sehenen Gebieten wählen. 

Schließlich sind Umweltschutz und Umweltverbes- 
serung Aufgaben, denen die Gemeinschaft ange- 
sichts der Dringlichkeit dieser Probleme und ihrer 
Auswirkungen auf die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
der Gemeinschaft besondere Aufmerksamkeit wid- 
men muß. Dem Rat ist kürzlich diesbezüglich eine 
erste Mitteilung der Kommission vorgelegt worden. 


IV. Die Anpassung des wirtschaftspolitischen 
Instrumentariums 

Die oben genannten Maßnahmen können nur dann 
erfolgreich zum Zuge kommen, wenn im Jahre 1972 
verstärkte Bemühungen erfolgen, um das konjunk- 


turpolitische Instrumentarium den neuen Aufgaben 
anzupassen, die sich für eine engere Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik im Rahmen der stufenweisen 
Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion 
stellen. 

Dabei ist es ein vorrangiges Erfordernis, daß die 
Instrumente der Konjunktur- und Haushaltspolitik 
elastischer gestaltet werden. Deshalb sollten die 
Mitgliedstaaten, die bisher noch nicht über diese 
Möglichkeit verfügen, sich möglichst rasch die recht- 
lichen und institutionellen Voraussetzungen für eine 
konjunkturelle Anpassung sowohl der Einnahmen 
als auch der Ausgaben schaffen. Dies ist eine wich- 
tige Voraussetzung dafür, daß die Regierungen eine 
auf Dämpfung des Preis- und Kostenanstiegs ge- 
richtete Politik weiter verfolgen können, ohne da- 
mit angesichts der unvermeidlichen Fristen das 
Risiko einzugehen, daß das Wirtschaftswachstum 
während eines zu langen Zeitraums beeinträchtigt 
wird. 

Im Bereich der internationalen Währungsbezie- 
hungen ist ein Bündel von Maßnahmen in Betracht 
zu ziehen, mit deren Hilfe die derzeitige Situation 
überwunden und zugleich die währunspolitische So- 
lidarität der Gemeinschaft gestärkt werden kann. Es 
müßten konkret Vorkehrungen getroffen werden, 
um die internationalen Kapitalströme regulieren 
und gegebenenfalls ihre Auswirkungen auf die in- 
terne Liquidität neutralisieren zu können. Außer- 
dem sollte — bei festen Wechselkursen zwischen 
den Mitgliedsländern — in den Beziehungen mit 
Drittländern eine begrenzte Flexibilität der Wech- 
selkurse eingeführt werden. Parallel dazu müßten 
im Rahmen der internationalen Währungsinstanzen 
gemeinsame Haltungen eingenommen werden. 


Schlußfolgerung 

Trotz der Schwierigkeiten, die gegenwärtig die 
Währungsbeziehungen zwischen den Ländern der 
Gemeinschaft belasten und die Durchführung des 
Stufenplans für die Herstellung der Wirtschafts- 
und Währungsunion beeinflussen, hat der Rat Wert 
darauf gelegt, sich an die in seiner Entscheidung 
vom 22. März 1971 niedergelegte Verpflichtung zu 
halten, einen Jahresbericht zu verabschieden, der 
die wesentlichen Leitlinien für die Wirtschaftspolitik 
im Jahre 1972 festlegt. 

Eine koordinierte Aktion der Mitgliedstaaten zur 
Sicherung der Grundlagen für die Stabilität und 
die Aufrechterhaltung des Wachstums in der Ge- 
meinschaft bleibt in der Tat für den schrittweisen 
Aufbau der Wirtschafts- und Währungsunion sowie 
für die Wiederherstellung der internationalen Wirt- 
schafts- und Währungsordnung unerläßlich. 
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Die Konjunkturentwicklung in jüngster Zeit und die Aussichten 
für die nahe Zukunft 

(Anlage zum Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft gemäß 
Artikel 4 der Entscheidung des Rates vom 22. März 1971 über die Verstärkung 
der Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten). 


I. Allgemeiner Überblick 

A. Die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 
im Sommer 1971 

Während der letzten Monate entwickelte sich 
die Wirtschaftstätigkeit in der Gemeinschaft etwas 
weniger dynamisch, ohne das der Auftrieb der 
Kosten und Preise nadigelassen hätte. 

1. Die Weltkonjunktur 

Die Anfang 1971 zu beobachtende Belebung der 
Weltkonjunktur hat in den letzten Monaten ange- 
halten; sie war jedoch nicht besonders kräftig. 

In den Vereinigten Staaten schwächte sich die 
wirtschaftliche Expansion ab, nachdem die Auto- 
mobilindustrie Anfang 1971 ihren Produktionsrück- 
stand aufgehott hatte. Obwohl von der Haushalts- 
politik starke Impulse ausgingen — - dies zeigt die 
beträchtliche Zunahme des Defizits im Bundeshaus- 
halt — , wuchs das reale Bruttosozialprodukt im 
zweiten Quartal nur noch um 0,9 V» gegenüber 
2,0 Vo im ersten Quartal. Die Arbeitslosenguote 
blieb hoch (5,6 Vo der erwerbstätigen Bevölkerung 
im Juni 1971). Das Preisklima hat sich etwas ver- 
bessert: der Deflationsfaktor zur Berechnung des 
Bruttosozialproduktes ist von 5,3 Vo im ersten Quar- 
tal auf 4,2 ‘®/o im zweiten Quartal (Jahresraten) zu- 
rückgegangen. Im zweiten Quartal 1971 summierten 
sich außerordentlich umfangreiche Kapitalabflüsse 
mit einem hohen Defizit der Handelsbilanz, das von 
April bis Juli auf über eine Milliarde Dollar anstieg. 
Nach privaten Schätzungen dürfte das Defizit der 
Gesamtzahlungsbilanz der Vereinigten Staaten auf 
der Basis der offiziellen Reservetransaktionen im 
ersten Halbjahr 1971 ein Reikorddefizit von 12,4 Mil- 
liarden Dollar erreicht haben. Diese bedenkliche 
Entwicklung hat die Behörden veranlaßt, die Kon- 


vertibilität des Dollars in Gold völlig aufzuheben, 
protektionistische Maßnahmen ini Außenhandel ein- 
zuführen und neue Anreize für die Wirtschaftstätig- 
keit zu schaffen, um die als unzureichend ange- 
sehene Wiederbelebung der Expansion zu beschleu- 
nigen. 

Im Vereinigten Königreich scheint das reale 
Bruttoinlandsprodukt, das im ersten Quartal um 
2,8 '®/o abgenommen hatte, im zweiten Quartal wie- 
der etwas gewachsen zu sein. Der Lohnanstieg 
blieb trotz einer gewissen Verlangsamung lebhaft 
und führte zu einem beschleunigten Auftrieb der 
Groß- und Einzelhandelspreise. Die bereits hohe 
Arbeitslosigkeit wies eine steigende Tendenz auf. 
Die Handelsbilanz verbesserte sich im ersten Halb- 
jahr spürbar, da sich die Ausfuhren beschleunigt 
und die Einfuhren verlangsamt ausweiteten. 

In den anderen industrialisierten Abnehmerlän- 
dern der Gemeinschaft entwickelte sich die Kon- 
junktur ziemlich uneinheitlich. In den skandinavi- 
schen Ländern, außer Norwegen, blieb das Wachs- 
tum schwach. In der Schweiz und in Österreich 
hielt das rasche Wachstum an; im erstgenannten 
Land waren die Inflationstendenzen nach wie vor 
besonders stark. In Kanada festigte sich der wirt- 
schaftliche Aufschwung. In Japan setzte unter dem 
Einfluß der Auslandsnachfrage und des Lagerauf- 
baus eine Wiederbelebung ein. 

2. Die internationale Währungskrise 

Die Krise in den internationalen Währungsbezie- 
hungen, die im Mai eingesetzt und die sich seit 
dem 15. August, also seit Ankündigung der vom 
Präsidenten der Vereinigten Staaten ergriffenen 
Maßnahmen, beträchtlich verschärft hat, führte zu 
schwerwiegenden Störungen in den Wechselkurs- 
beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft. 


Außenhandel der Gemeinschaft 

Veränderungen gegenüber dem Vorquartal in v. H. (saisonbereinigte Zahlen) 



1970 

1971 


!■ 

Quartal 

2. 

Quartal 

3. 

Quartal 

4. 

Quartal 

1. 

Quartal 

2. 

Quartal 

Einfuhren aus den Nichtmitgliedsländem 

+ 8,0 

+ 7,9 

”1,0 

+3,3 

+2,0 


Ausfuhren nach den Nichtmitgliedsländern 

+ 3,6 

+7,7 

+ 0,3 

+ 3,7 

+ 1,6 


Innergemeinschaftlicher Handel 
(Einfuhrbasis) 

+3,4 

+ 8,5 

+ 1,8 

+2,3 

+2,8 

• 
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Die industrielle Produktion der Gemeinschaft 

(Veränderungen gegenüber der entsprechenden Vorjahrszeit in v. H.) 



1969 

1970 

1970 

1971 

1. 

Quartal 

2. 

Quartal 

3. 

Quartal 

4. 

Quartal 

1. 

Quartal 

1 2. 

1 Quartal 

Gemeinschaft 

“11,9 

6,3 

9,3 

6,2 

4,8 

4,8 

3,0 

1,4 

davon: 









Deutschland ...... 

-14,1 

5,7 

8,3 

8,1 

5,6 

13 

5,8 

1,3 

Frankreich 

-14,1 

5,6 

8,5 

4,7 

4,1 

4,5 

3,1 

2,1 

Italien 

- 2,1 

6,7 

5,6 

1,5 

4,1 

16,6 

1,9 

4,8 

Niederlande 

-12,9 

10,5 

^ 14,9 

10,7 

9,5 

7,3 

6,8 

7,1 

Belgien 

-10,6 

5,5 

4,2 

7,9 

4,2 

5,7 

11,8 

5*) 

Luxemburg 

-13,5 

0,4 

6,6 

5,1 

1,7 

“9,0 

“8,0 

-2 


h ohne Bau-, Nahrungs- und Genußmittelindustrie 
errechnet an Hand der Bruttoindizes des SAEG 
Schätzungen 


Ausgangspunkt dieser Krise ist die beschleunigte 
Zunahme des globalen Zahlungsbilanzdefizits der 
Vereinigten Staaten, die ihrerseits hauptsächlich 
auf Spekulation beruht, Spekulation, die sich in 
massiven Exporten amerikanischen Kapitals sowie 
in einem Transfer internationaler Fonds nach euro- 
päischen Finanzplätzen niederschlug. 

Um weiteren Kapitalzuflüssen in ihre unter star- 
kem Inflationsdruck stehenden Volkswirtschaften 
zuvorzukommen, haben Deutschland und die Nieder- 
lande am 5. Mai die Interventionen an den durch 
internationales Abkommen vorgeschriebenen Inter- 
ventionspunkten der Wechselkurse aufgehoben und 
damit die Wechselkurse ihrer Währungen frei 
schwanken lassen; die daraus sich ergebende 
Höherbewertung dieser Währungen hatte in der 
ersten Augusthälfte etwa 8 Vo bzw. 5 Vo erreicht. 
Andere Länder der Gemeinschaft (Frankreich und 
die BLWU) haben ihre Wechselkursbestimmungen 
der Lage entsprechend geändert. Wieder andere 
europäische Länder (Österreich und Schweiz) haben 
ihre Währungen aufgewertet. 


Mit dem Paket der am 15. August von den Ver- 
nigten Staaten ergriffenen bzw. angekündigten 
Maßnahmen hat sich die Krisenlage in all den 
Ländern, die am internationalen Währungssystem 
teilhaben, noch verschärft. Insbesondere wurden 
die Wechselkursbeziehungen zwischen den In- 
dustrieländern gestört. Die Länder der Gemeinschaft 
wenden derzeit weitgehend unterschiedliche 
Wechselkursregelungen an. Während Deutschland 
an seinem am 9. Mai in Kraft getretenen System 
(unveränderte Parität bei vorübergehender Auf- 
hebung der Fluktuationsgrenzen) festhielt, beschlos- 
sen die Beneluxländer, ihre Währungen gemeinsam 
fluktuieren zu lassen, wobei unterschiedliche Rege- 
lungen im Bereich der Kapitalbewegungen bei- 
behalten wurden. Italien läßt seine Währung inner- 
halb einer ziemlich engen Marge schwanken; Frank- 
reich hat einen gespaltenen Devisenmarkt geschaf- 
fen, auf dem Handels- und ähnliche Geschäfte zum 
Paritätskurs, die anderen Operationen zum frei 
schwankenden Kurs abgewickelt werden. 

Seit dem 23. August, an dem die Devisenmärkte 
wieder eröffneten, hat die DM eine Aufwertung 


Zahlungsbilanz der Vereinigten Staaten (in Mrd. US-I) 



1968 

1969 

1970 

1971 9 

1. 

Quartal 
1971 2) 

Waren, Dienstleistungen, einseitige Übertragungen 

1,3 

0,7 

2,2 

2,8 

0,7 

langfristiges Kapital 

“3 

-4,2 

- 5,4 

“ 9,8 

-2,4 

kurzfristiges Kapital 

3,4 

6,2 

- 7,5 

-15,8 

“4,0 

insgesamt . . . ■ 

1,7 

2,7 

“10,7 

-22,8 

-5,7 


1) Projektion auf Grund der saisonbereinigten Werte für das 1. Quartal Saisonbereinigt 


13 





Drucksache VI/2632 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


V erbraucherpreise 



Anstieg im Laufe des Quartals in ®/o 

1970 

1971 

1. 

Quartal 

2. 

Quartal 

3. 

Quartal 

4. 

Quartal 

1. 

Quartal 

2. 

Quartal 

Deutschland 

4* 1,9 

+ 0,8 

”0,1 

+ 1,3 

+2,5 

+ 1,2 

Frankreich 

(+1,7)‘) 

+ 1,3 

+ 1,0 

+1,1 

+ 1,5 

+ 1,6 

Italien 

+ 1,9 

+ 1,3 

+ 1,2 

+ 0,8 

+ 1,5 

+ 1,0 

Niederlande 

+2,4 

+ 0,9 

+2,0 

+0,4 

+ 3,2 

+ 1,9 

Belgien 

+ 1,3 

+ 0,4 

+ 0,7 

+ 0,6 

+ 1,8 

+ 1,0 

Luxemburg 

+ 1,2 

+ 1,2 

+ 0,4 

+ 1,1 

+ 1,7 

+ 1,0 


alter Index 


von 7 bis 8 ^ gegenüber dem vor dem 9. Mai 1971 
angewendeten Wechselkurs erfahren und damit den 
von der Krise am 15. August erreichten Kurs wie- 
der erreicht. Die Aufwertung des Guldens hat sich 
kaum erhöht; sie tendiert dazu, sich bei etwa 3 ®/o 
unterhalb derjenigen der DM zu stabilisieren. Der 
belgische und luxemburgische Franc erfuhren eine 
Aufwertung um etwa 3 ^/o und ihr Kurs hält sich 
ziemlich gleichmäßig an der unteren Schwankungs- 
grenze gegenüber dem Gulden, d. h. mit einer um 
1,5 Vo niedrigeren Aufwertungsrate als der Gulden, 
wobei der Kurs auf dem freien Markt kaum von 


dem auf dem reglementierten Markt abweicht. Der 
Aufwertungssatz der Lira liegt zwischen 1,5 und 
2 ®/o. Der französische Franc liegt auf dem regle- 
mentierten Markt beim oberen Investitionspunkt, 
während auf dem Markt für Finanzgeschäfte der 
Abstand zur Parität darüber liegt. 

3. Die Konjunktur in der Gemeinschaft 

Bis Mitte 1971 scheint sich die Erholung der 
Weltkonjunktur nur mäßig auf die Ausfuhren nach 
den Nichtmitgliedsländern ausgewirkt zu haben. 


Die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen und das Angebot 



1969 0 

1970 2) 


1971 

3)4) 

Mrd. RE 
in lau- 
fenden 
Preisen ®) 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 
in V. H. 

Volumen | 

Werte 

Volumen | 

Werte 

Bruttoanlageninvestitionen 

102,1 

+ 8 

+ 18,5 

+ 4 

+ 10 

öffentlicher Verbrauch 

60,0 

+ 3,5 

+ n 

+ 4 

+ 13,5 

Privater Verbrauch 

252,7 

+ 6,5 

+ 11 

+ 5,5 

+ 11 

Bruttosozialprodukt 

429,8 

+5,5 

+ 12 

+ 4 

+ 10 

Außenbeitrag (Mrd. RE) ^) 

5,3 

+ 4,2 

+ 3,3 


1) Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (SAEG), Allgemeine Statistik 1971 — n° 6. 

2) Schätzungen 
Vorausschätzungen 

Zusammenfassung der Aggregate der einzelnen Mitgliedsländer für die Gemeinschaft insgesamt an Hand der amt- 
lichen Währungsparitäten 1970 

1 RE = 1 Rechnungseinheit = 0,888671 g Feingold = 1 US-Dollar zu den amtlichen Wechselkursen 
Allgemeine Bemerkungen: 

a) Der Unterschied zwischen den Angaben für die Nachfrage und das Angebot ist auf Vorratsveränderungen zurück- 
zuführen. 

b) Bei den Schätzungen und Vorausschätzungen handelt es sich um Annäherungsgrößen, die unter bestimmten 
Hypothesen aufgestellt wurden. Ihre Erstellung und Veröffentlichung erfolgt unter alleiniger Verantwortung der 
Kommission. 
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Zwar haben die Verkäufe der Gemeinschaft an 
Drittländer im Laufe der ersten beiden Quartale 
wertmäßig noch zugenommen, aber wesentlich lang- 
samer als Ende 1970. Unter Berücksichtigung des 
anhaltenden Preisanstiegs war die Zunahme volu- 
menmäßig sehr gering. 

Die Inlandsnachfrage entwickelte sich etwas lang- 
samer. Dies gilt vor allem für die Bruttoanlagen- 
investitionen. Die Investitionsneigung der Unter- 
nehmen wird nämlich durch die weniger günstigen 
Aussichten für das Wirtschaftswachstum, durch die 
Verringerung der Selbstfinanzierungsmöglichkeiten 
und durch einen leichten Rückgang der Kapazitäts- 
auslastung beeinträchtigt. 

Die Ausgaben für den Wohnungsbau blieben in 
Italien und in der BLWU ziemlich niedrig. In den 
Niederlanden und in Deutschland hingegen wo die 
Nachfrage nach neuen Wohnungen — der Zahl der 
Baugenehmigungen nach — im ersten Semester an- 
gezogen hat, nahmen sie recht kräftig zu. In Frank- 
reich verlief die Entwicklung ähnlich, vor allem 
aufgrund der Lockerung der Kreditpolitik und der 
Freigabe zusätzlicher Haushaltsmittel. 

Die öffentlichen Investitionen sind in mehreren 
Mitgliedsländern noch spürbar gestiegen, vor allem 
in Italien, wo die Öffentliche Hand die Ausgaben 
für öffentliche Arbeiten erhöhte, um die Bautätigkeit 
zu stützen. 

Die privaten Verbrauchsausgaben nahmen na- 
mentlich unter dem Einfluß immer noch erheblicher 
Lohnerhöhungen in den letzten Monaten stark zu, 
außer in Italien, wo die Arbeitsunterbrechungen den 
Einkommensanstieg dämpften, während die Spar- 
neigung eindeutig eine steigende Tendenz aufwies. 

Das Bruttoinlandsprodukt der Gemeinschaft ist seit 
dem Frühjahr kaum noch gewachsen. Die industrielle 
Produktion der Gemeinschaft, die im ersten Quartal 
beschleunigt zugenommen hatte, verharrte, von 
Saisonschwankungen abgesehen, in etwa auf dem 
erreichten hohen Niveau. Zu bemerken ist jedoch, 
daß die Arbeitsunterbrechungen die Produktion in 
einigen Sektoren in Italien und Frankreich ge- 
bremst haben. In den meisten Mitgliedstaaten hielt 
die Entspannung auf dem Arbeitsmarkt an. 

Die Einfuhren der Gemeinschaft aus den Nicht- 
mitgliedsländern, die Anfang 1971 noch fühlbar zu- 
genommen hatten, scheinen seit Frühjahr saison- 
bereinigt nur noch sehr mäßig zu steigen. Volumen- 
mäßig dürften sie sogar stagniert haben, wenn man 
die festere Tendenz der Preise für bestimmte Roh- 
stoffe und den starken Anstieg der Erdölpreise 
berücksichtigt. 

Der innergemeinschaftliche Handel hat sich da- 
gegen in der ersten Jahreshälfte infolge der starken 
Nachfrage nach Konsumgütern beschleunigt aus- 
geweitet, könnte aber in den Sommermonaten lang- 
samer zugenommen haben. 

Die Handelsbilanz (cif-fob auf Transaktions- 
basis) der Gemeinschaft insgesamt schloß mit einem 
Defizit ab; die laufende Zahlungsbilanz, die in den 
letzten Jahren beträchtliche Überschüsse aufgewie- 
sen hatte, dürfte mit einem leichten Defizit ab- 
geschlossen haben. 


Obwohl sich die Spannungen zwischen Angebot 
und Nachfrage abschwächten, hat sich der Anstieg 
der Preise und Kosten in hohem Tempo fortgesetzt, 
da die Lohnerhöhungen immer noch beträchtlich 
waren, während sich die Produktivitätsfortschritte 
verlangsamten. 

Auf den Geldmärkten der Gemeinschaft, die sich 
zunächst entspannt hatten, bahnte sich vor Jahres- 
mitte ein Tendenzwandel an. Seit Ende Mai haben 
die kurzfristigen Zinssätze deutlich angezogen. Das 
kurzfristige Kapital, das insbesondere nach Deutsch- 
land geströmt war, floß im Juni wieder ab. Im 
Juli und Anfang August allerdings schwollen die 
Auslandsguthaben der Währungsbehörden in der 
Gemeinschaft wieder etwas an. Trotzdem blieben 
die Zinssätze, u. a. infolge der restriktiven Geld- 
politik, hoch. Kontraktiv auf die Liquidität wirkte 
in mehreren Mitgliedstaaten auch die Haushalts- 
gebarung der öffentlichen Hand, überdies expan- 
dierten die kurzfristigen Bankkredite in den meisten 
Ländern der Gemeinschaft nur sehr schwach. 


B. Die Aussichten für die nächsten Monate 

1. Die Aussichten für die Weltkonjunktur 

Die Wiederbelebung der Weltkonjunktur, die sich 
seit Ende 1970 angebahnt hat, wird sich im Laufe 
der letzten Monate 1971 verlangsamen, eine Folge 
der Störungen im internationalen Währungssystem 
und der von den Vereinigten Staaten angewendeten 
protektionistischen Maßnahmen. Außerdem wird der 
anhaltende Kampf gegen die in vielen Industrie- 
ländern fortbestehenden Inflationstendenzen dazu 
beitragen, das Wirtschaftswachstum und die Ein- 
fuhrentwicklung in diesen Ländern zu dämpfen. 

In den Vereinigten Staaten wirken mehrere Fak- 
toren dahin, die Einfuhrentwicklung zu bremsen, 
die Produktion anzuregen und die Preise nach oben 
zu beeinflussen: die faktische Aufwertung der Wäh- 
rungen der meisten anderen Industrieländer, die 
ihrerseits durch die Aufhebung der Konvertier- 
barkeit des Dollars in Gold bedingt ist, die zehn- 
prozentige Sondersteuer auf einen großen Teil der 
Einfuhren, die steuerliche Begünstigung der Aus- 
fuhren und die Diskriminierung zugunsten der in 
den Vereinigten Staaten hergestellten Ausrüstungs- 
güter (die beiden letztgenannten Maßnahmen müs- 
sen noch vom Kongreß genehmigt werden). An- 
gesichts des relativ geringen Anteils des Außen- 
handels am Bruttosozialprodukt der Vereinigten 
Staaten werden sich diese Faktoren allerdings nur 
begrenzt auf die inländische Wirtschaft auswirken. 
Von den internen Maßnahmen dürften insbesondere 
die Einführung eines zehnprozentigen Steuerkredits 
beim Kauf von neuen Maschinen, und Ausrüstungs- 
gütern zu einem günstigeren Investitionsklima bei- 
tragen. Dagegen werden die anderen Haushalts- 
und Steuermaßnahmen, namentlich die Aufhebung 
der Kaufsteuer für Kraftfahrzeuge, die Kürzung be- 
stimmter Haushaltsausgaben, sowie die Anwendung 
des Einkommensteuerfreibetrages bereits ab 1. Ja- 
nuar 1972 statt — wie ursprünglich vorgesehen — 
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erst ab 1. Januar 1973 insgesamt wahrscheinlich nur 
ziemlich begrenzte Auswirkungen haben. 

Die Reaktionsfristen der Wirtschaft der Ver- 
einigten Staaten sind für die einzelnen Maßnahmen 
unterschiedlich; einige von ihnen müssen noch vom 
Kongreß genehmigt werden und treten nicht vor 
dem 1. Januar 1972 in Kraft. Immerhin ist zu er- 
warten, daß die Einfuhren ziemlich rasch durch die 
zehnprozentige Zusatzsteuer beeinflußt werden und 
daß sich die Wiederbelebung der Wirtschaftstätig- 
keit etwas beschleunigt. 

Im Vereinigten Königreich dürfte sich die Wirt- 
schaftstätigkeit namentlich dank der von der Regie- 
rung Mitte Juli getroffenen Expansionsmaßnahmen 
bis zum Jahresende weiterhin, wenn nicht sogar 
beschleunigt, ausweiten. Insbesondere dürften von 
der Erhöhung der Sozialleistungen und der Senkung 
der direkten und indirekten Steuern Impulse auf 
den privaten Verbrauch ausgehen. 

Dagegen ist nicht zu erwarten, daß die Investitio- 
nen bereits bis Jahresende auf die neuen An- 
regungsmaßnahmen reagieren werden-, nur der 
Wohnungsbau wird zweifellos weiterhin stark ex- 
pandieren. Die Handelsbilanz könnte sich etwas ver- 
schlechtern, da infolge einer rascheren Ausweitung 
der Inlandsnachfrage und des starken Auftriebs der 
Inlandspreise verstärkt auf das Auslandsangebot 
zurückgegriffen wird. 

In den anderen EFTA-Ländern wird die Entwick- 
lung weiterhin uneinheitlich verlaufen. In Schweden 
und Dänemark lassen die kurzfristigen Wirtschafts- 
aussichten nach wie vor eine schwache Expansion 
erwarten. In der Schweiz könnte sich das Wirt- 
schaftswachstum infolge der gleichzeitig mit der 
Aufwertung getroffenen konjunkturpolitischen Maß- 
nahmen allmählich verlangsamen. In Österreich 
wird die Konjunktur trotz einer gewissen Ab- 
schwächungstendenz wohl ziemlich lebhaft bleiben. 
In Kanada dürfte sich der wirtschaftliche Auf- 
schwung, trotz der starken Beeinflussung der kana- 
dischen Exporte durch die von den Vereinigten 
Staaten ergriffenen Maßnahmen, in den nächsten 
Monaten fortsetzen. In Japan könnte die erwartete 
Wiederbelebung der Wirtschaftstätigkeit durch die 
faktische Aufwertung des Yen und die Steuer- 
belastung der amerikanischen Importe verzögert 
werden. 

Insgesamt werden die Exporte der Gemeinschaft 
schon in einem gewissen Umfang den Auswirkun- 
gen der faktischen Aufwertung der meisten euro- 
päischen Währungen und des Yen sowie der pro- 
tektionistischen Maßnahmen der Vereinigten Staa- 
ten unterliegen. Der größte Teil der Rückwirkun- 
gen dürfte aber erst im Jahre 1972 fühlbar werden. 
Unter diesen Umständen ist nicht, wie ursprünglich 


angenommen wurde, mit einer Beschleunigung der 
Exporte der Gemeinschaft im zweiten Halbjahr 1971 
zu rechnen. 

2. Der voraussichtliche Konjunkturverlauf 
in der Gemeinschaft 

Während sich das Wachstumstempo der Aus- 
fuhren auf einem verhältnismäßig niedrigem 
Niveau stabilisieren dürfte wird sich die Inlands- 
nachfrage sicherlich nicht so kräftig ausweiten wie 
im ersten Halbjahr 1971. 

In den meisten Mitgliedsländern dürften nämlich 
die Investitionsausgaben der Unternehmen insoweit 
schwächer zunehmen, als die laufenden Programme 
abgeschlossen werden. Wahrscheinlich werden die 
Unternehmen sogar dazu neigen, bestimmte neue 
Erweiterungsinvestitionen zurückzustellen, beson- 
ders im Hinblick auf die unsicheren Aussichten im 
Exportgeschäft. Die Bauausgaben hingegen könnten, 
vor allem infolge einer lebhaften Nachfrage nach 
Neubauwohnungen, ziemlich kräftig steigen. Auf- 
grund der Entwicklung der Baugenehmigungen ist 
nämlich mit einer Zunahme der Ausgaben für den 
Wohnungsbau zu rechnen, vor allem in Deutsch- 
land und in Frankreich. Diese Zunahme dürfte die 
erwartete Verlangsamung des Anstiegs der Aus- 
gaben für gewerbliche Bauten mehr als ausgleichen. 

Der private Verbrauch wird zweifellos spürbar 
steigen, doch könnte sich sein Wachstum auf Ge- 
meinschaftsebene etwas verlangsamen, namentlich 
aufgrund der geringeren Zunahme der Lohnsumme 
in mehreren Mitgliedsländern. 

Die Beschäftigung wird sich schwächer ent- 
wickeln, die Zahl der Überstunden wird zurück- 
gehen, der Anstieg der Lohnsätze könnte nach- 
lassen. 

Die Inlandsproduktion der Gemeinschaft wird im 
zweiten Halbjahr 1971 und Anfang 1972 zweifellos 
ziemlich mäßig wachsen; eine Verlangsamung dürfte 
sich vor allem in der Industrie, insbesondere in be- 
stimmten Investitionsgüterindustrien bemerkbar 
machen. Die Tendenzen zur Auflockerung der 
Arbeitsmarktlage werden somit in den meisten 
Mitgliedsländern anhalten. Obwohl die Dynamik 
der Inlandsnachfrage in der Gemeinschaft nachläßt, 
werden der innergemeinschaftliche Handel sowie 
die Einfuhren aus den Nichtmitgliedsländern spür- 
bar zunehmen. Bei der voraussichtlichen Ausfuhr- 
entwicklung ist damit zu rechnen, daß die Tendenz 
zur Verschlechterung der Handelsbilanz anhalten 
wird. 

Die anhaltend starke Verbrauchsnachfrage, der 
Anstieg der Stückkosten sowie die voraussichtlichen 
Tarif änderungen für öffentliche Dienste werden die 
Verbraucherpreise weiterhin nach oben treiben. 
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Wirtschaftsindikatoren 
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Handel mit den Nichtmitgliedsländern Mio re 
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Gemeinschaft 


Anmerkungen zu den Schaubildern 

Quelle: 

Gemeinschaft: 

Statistisches Amt der Europäischen Gemein- 
schaften (SAEG). 

Deutschland: 

SAEGf Statistisches Bundesamt. 

Frankreich: 

SAEG. 

Italien: 

Relazione generale sulla situazione econo- 
mica del Paese (1969). 

Niederlande: 

SAEG; Ministerie van Sociale Zaken on 
Volksgezondheid; Centraal Bureau voor de 
Statistiek. 

Belgien: 

SAEG; Ministere de l'emploi et du Travail. 

Luxemburg: 

SAEG. 

Umrechnung in Rechnungseinheiten (1 RE = 0,888671 Gramm Fein- 
gold = 1 US-Dollar) auf Basis der amtlichen Wechselkurse. 


Schaubild 1 

— Gleitende Dreimonatsdurchschnitte der saisonbereinigten Indices 
(ohne Bau, Nahrungs- und Genußmittelindustrie.) 


Schaubild 2 

— Gleitende Dreimonatsdurchschnitte der saisonbereinigten Werte 
der Ausfuhren (fob) nach den Nichtmitgliedsländern und der Ein- 
fuhren (cif) aus den Nichtmitgliedsländern; Basis Zollstatistiken. 

Schaubild 3 

— Gleitende Dreimonatsdurchschnitte der saisonbereinigten Werte 
des Handels zwischen den Mitgliedsländern, auf Basis der Ein- 
fuhren; Zollstatistik. 

Schaubild 4 

— Reserven der Währungsbehörden an Gold und konvertiblen 
Währungen, Guthaben an Sonderziehungsrechten und IWF- 
Reserveposition. Bruttozahlen, die Auslandsverpflichtungen wur- 
den also nicht abgezogen. Stand am Monatsende. 
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A. Deutschland 

1. Die Entwicklung in den Sommermonaten 

Seit dem Frühjahr und vermutlich in engem Zu- 
sammenhang mit den im Mai getroffenen internen 
Stabilisierungsmaßnahmen scheint eine Beruhigung 
in der Konjunkturentwicklung eingetreten zu sein. 
Die Auftragseingänge stagnieren auf hohem Niveau, 
die Unternehmerurteile über die Geschäftslage fal- 
len weniger günstig aus, und Produktion und Be- 
schäftigung nehmen konjunkturell kaum mehr zu. 
Andererseits ist der Preis- und Lohnauftrieb immer 
noch sehr stark, wenn auch die jüngsten Tarifab- 
schlüsse eine Verringerung der Lohnsteigerungs- 
raten brachten. 

Von seiten der Ausfuhren gingen seit der Frei- 
gabe der Wechselkurse keine expansiven Effekte 
auf die Gesamtwirtschaft mehr aus. Saisonbereinigt 
sind die Exportwerte von April bis Juli kaum ge- 
stiegen, volumenmäßig ergab sich sogar ein Rück- 
gang. Im Bereich der Inlandsnachfrage hat sich die 
Investitionstätigkeit der Unternehmen abgeschwächt. 
Nachdem es im ersten Quartal zu einer vorüber- 
gehenden Beschleunigung der Ausrüstungsinvesti- 
tionen gekommen war, setzte sich in den folgenden 
Monaten die bereits seit Mitte 1970 zu beobach- 
tende Verlangsamungstendenz wieder durch. Die 
Bauinvestitionen nahmen dagegen, namentlich im 
Wohnunsbau und im öffentlichen Bau, weiter spür- 
bar zu. 

Die Dynamik der Verbrauchsnachfrage blieb un- 
gebrochen kräftig. Einmal gingen vom öffentlichen 
Verbrauch recht expansive Impulse aus. Zum ande- 
ren haben die privaten Haushalte in den Sommer- 
monaten ihre Käufe, namentlich die Inanspruch- 
nahme von Dienstleistungen, stark ausgedehnt. 
Begünstigt wurde dies durch die anhaltend hohe 
Ausweitung der Einkommen, insbesondere der Ar- 
beitseinkommen und den Wegfall des Konjunktur- 
zuschlags zur Lohn- und Einkommensteuer. Immer- 
hin ist der Lohnauftrieb nicht mehr ganz so rasch 
wie zuvor. Das Tariflohn- und -gehaltsniveau in der 
Gesamtwirtschaft erhöhte sich im zweiten Quartal 
um 2,3 Vo, nach 4,5 Ao im ersten Vierteljahr; es lag 
im Juli noch um 14Ao über dem Stand der gleichen 
Vorjahrszeit. Hatten die Unternehmen im Verlauf 
des bisherigen Entspannungsprozesses hauptsächlich 
mit einem Abbau der Überstundenarbeit reagiert, so 
fiel seit April die Zahl der Beschäftigten in der In- 
dustrie unter das Niveau der entsprechenden Vor- 
jahreszeit. Am Arbeitsmarkt haben sich infolgedes- 
sen die Entspannungstendenzen fortgesetzt. Die Zahl 
der Arbeitslosen ist leicht gestiegen, so daß sich die 
Arbeitslosenquote im Juli auf 0,7 ®/o belief, gegen- 
über 0,5 ®/o im Vorjahr. Allerdings entfielen Anfang 
August immer noch drei offene Stellen auf einen Ar- 
beitslosen. 

Die Expansion des Angebots ist im Laufe des Som- 
mers langsamer geworden. Die Industrieproduktion 
ging in den Sommermonaten, namentlich im Zusam- 
menhang mit dem Abbau kostenungünstiger Über- 


stunden saisonbereinigt leicht zurück. Relativ stark 
blieb die Inanspruchnahme des ausländischen Ange- 
bots. Ausschlaggebend hierfür waren verhältnis- 
mäßig hohe Investitions- und Konsumgütereinfuh- 
ren. 

Die Preisentwicklung blieb immer noch ausge- 
prägt nach oben gerichtet. Insbesondere sind die 
Konsumentenpreise nochmals kräftig gestiegen; der 
Auftrieb der industriellen Erzeugerpreise ließ da- 
gegen etwas nach. Obwohl die Außenhandelsüber- 
schüsse immer noch relativ hoch waren, zeigte die 
laufende Zahlungsbilanz nicht zuletzt wegen der 
hohen Übetragung in den ersten 7 Monaten ein Defi- 
zit von 469 Millionen DM auf, gegenüber einem 
Überschuß von 1094 Millionen DM in der gleichen 
Vorjahrszeit. 

Da nach der Freigabe des Wechselkurses die 
Liquiditätszuflüsse aus dem Ausland zum Stillstand 
kamen und die Bundesbank durch Verkäufe von 
Devisen und Erhöhung der Mindestreserven bis 
Mitte Juli rd. 12 Mrd. DM Liquidität abschöpfte, 
hat sich die Wachstumsrate des Geldvolumens ge- 
genüber der gleichen Vorjahreszeit von 16,6 ®/o im 
Mai auf 11,4 ®/o im Juli verringert. 

2. Die Aussichten bis zum Jahresende 1971 

Die Chancen für eine allmähliche Stabilisierung 
der deutschen Wirtschaft sind besser geworden. 
Voraussetzung dafür ist allerdings, daß vorläufig 
die Politik zur Mäßigung der Expansion der Binnen- 
nachfrage beibehalten wird. Vor allem die Ver- 
brauchsausgaben dürften in den kommenden Mona- 
ten weiter beträchtlich zunehmen. Trotz der Haus- 
haltssperren ist immer noch mit einem recht spür- 
baren Zuwachs bei den öffentlichen Verbrauchsaus- 
gaben zu rechnen. Wesentlich entscheidender ist je- 
doch der weiterhin sehr kräftige Anstieg des ver- 
fügbaren Einkommens der privaten Haushalte. Da- 
gegen dürfte der in den Vorjahren sehr überstei- 
Igerte Investitionsboom weiter auslaufen. Dafür 
sprechen nicht nur die Ergebnisse der EWG-Investi- 
tionsbefragungen, aufgrund derer mit einer Zu- 
nahme der Investitionsausgaben in der Industrie 
1971 von nur noch 4®/o (gegenüber 22®/o im Jahre 
1970) zu rechnen ist, sondern auch die zurückhal- 
tende Entwicklung der Auftragseingänge aus dem 
Inland in einigen typischen Investitionsgüterindu- 
strien. Darüber hinaus könnten sich schon vor dem 
Jahresende und in den ersten Monaten 1972 die im 
Mai beschlossenen Dämpfungsmaßnahmen für öf- 
fentliche Bauvorhaben in den effektiven Investi- 
tionsausgaben der Öffentlichen Hand niederschla- 
gen. Dagegen dürfte der Wohnungsbau den erteilten 
Baugenehmigungen und bisherigen Finanzierungs- 
zusagen zufolge weiter kräftig expandieren. 

Die von der Auslandsnachfrage ausgehenden Im- 
pulse sind angesichts der gegenwärtigen Wechsel- 
kurslage nur bedingt abgreifbar. Einerseits wirken 
die inländischen Kostensteigerungen zusammen mit 
der Erschwerung des Exports durch die Wechsel- 
kursentwicklung und die protektionistischen Maß- 
nahmen in den Vereinigten Staaten retardierend auf 
die Ausfuhren. Andererseits könnten eine weitere 
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Belebung der Weltkonjunktur und die durch den 
nadilassenden Sog der Binnennachfrage bedingte 
Kapazitätsentlastung zu erhöhten Exportanstren- 
gungen führen. 

Angesichts dieser Nachfrageperspektiven dürfte 
die inländische Produktion in den kommenden Mo- 
naten nur relativ mäßig zunehmen. Die Auflocke- 
rungstendenzen am Arbeitsmarkt dürften daher an- 


halten. Dies wird sich jedoch nur mit einer gewissen 
Verzögerung in der Preisentwicklung bemerkbar 
machen. Insbesondere könnten die Verbraucher- 
preise immer noch recht kräftig anziehen. Die lau- 
fende Zahlungsbilanz, die in den innergemein- 
schaftlichen Beziehungen bereits seit 1967 eine be- 
trächtliche Erhöhung des Defizits aufweist, dürfte 
auch insgesamt weiterhin eine Tendenz zur Passi- 
vierung zeigen. 


Die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen und das Angebot 



1968 ») 

1969 

') 

1970 g 

1971 


Mrd. DM 
in laufenden 
Preisen 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in v. H. 
Volumen^) j Werte | Volumen^) | Werte | Volumen®) | Werte 

Ausfuhr 

123,8 

+ 12,6 

+ 14,5 

+ 9,0 

+ 11,9 

+ 8 

+ 10,5 

Brutto anlageninvestitionen 

124,8 

+ 12,1 

+ 17,2 

+ 10,7 

+23,1 

+ 4 

+ 11 

öffentlicher Verbrauch 

84,4 

+ 4,2 

+ 11,7 

+ 2,9 

+ 12,8 

+ 4,5 

+ 14,5 

Privater Verbrauch 

301,1 

+ 8,0 

+ 10,8 

+ 7,3 

+ 11,4 

,+ 5,5 

+ 10,5 

Bruttosozialprodukt 

538,9 

+ 8,1 

+ 11,9 

+ 4,9 

+ 12,6 

+ 3,5 

+ 10 

Einfuhr 

106,2 

- +16,7 

+ 19,4 

+ 16,1 

+ 15,9 

+ 10,5 

+ 12 


Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik, Nr. 2/1971 

2) Vorausschätzungen 

®) Waren, Dienstleistungen und Faktoreinkommen 
in Preisen von 1962 
in Preisen des Vorjahrs 

Allgemeine Bemerkungen 

a) Der Unterschied zwischen den Angaben für die Nachfrage und das Angebot ist auf Vorratsveränderungen zurück- 
zuführen. 

b) Bei den Vorausschätzungen handelt es sich um Annäherungsgrößen, die unter bestimmten Hypothesen aufgestelH 
wurden. Ihre Erstellimg und Veröffentlichung erfolgt unter alleiniger Verantwortung der Kommission. 


20 
















Drucksache VI/2632 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 




Ergebnisse der vom Statec durchgeführten EWG-Konjunkturbefragung. 

Schaubilder A, B, C und D: Die drei Felder grau, weiß und schwarz stellen die prozentualen Anteile der drei 
verschiedenen Antworten an der Gesamtzahl der Antworten dar. 

Die schwarzen Kurven, für die sich der Maßstab zwischen den Schaubildern befindet, stellen die Entwicklung von 
Kennziffern dar, die sich aus der Addition der Prozentsätze ergeben, wenn man diese folgendermaßen gewichtet; 
mit 0,03 für die Antworten „zu groß“ oder „Zunahme“; 
mit 0,02 für die Antworten „ausreichend“ oder „keine Veränderung“; 
mit 0,01 für die Antworten „zu klein“ oder „Abnahme“. 
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Deutschland 


Anmerkungen zu den Schaubildern 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (sofern 
nichts anderes vermerkt). 

Umrechnung in Rechnungseinheiten (1 RE = 0,888671 Gramm 
Feingold = 1 US Dollar) auf Basis der amtlichen Wechsel- 
kurse, 

Schaubild 1 

— Industrielle Produktion: ohne Bau-, Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie; saisonbereinigt; gleitende Dreimonatsdurchschnitte. 


Schaubild 2 

— Arbeitsmarkt: saisonbereinigte Reihen-, gleitende Dreimonats- 
durchschnitte; Stand am Monatsende. 

Schaubild 3 

■ — Verbraucherpreise und Löhne: Preisindex für die Lebenshaltung 
(alle privaten Haushalte); Stand: Monatsmitte; nicht saisonberei- 
nigt; Index der durchschnittlichen Bruttostunden Verdienste in der 
Industrie (einschließlich Bauindustrie) . 

Schaubild 4 

— Bankkredite an die Wirtschaft: Kurzfristige Kredite an inländische 
Wirtschaftsunternehmen und Private; nicht saisonbereinigt; Stand 
am Monatsende. 

Schaubild 5 

— Ausfuhren (fob): saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte. 

Schaubild 6 

— Einfuhren (cif): saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte. 

Schaubild 7 

— Handelsbilanz; Differenz zwischen den saisonbereinigten Aus- und 
Einfuhrwerten. 
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B. Frankreich 

1, Die Entwicklung in den Sommermonaten 

Die französische Wirtschaft befindet sich gegen- 
wärtig wieder in einer Phase dynamischer Nach- 
frageentwicklung, begrenzter Produktionselastizität 
und relativ hoher inflationärer Spannungen. 

Die stärksten Impulse gehen von der Nachfrage 
der privaten Haushalte aus, deren Einkommen bei 
zunehmender Beschäftigung und beschleunigtem An- 
stieg der Löhne rasch wächst. Die privaten Ver- 
brauchsausgaben dürften nominal in den letzten 
Monaten auf Jahresbasis in einem Tempo von rd. 
12^/0 erhöht worden sein. Gleichzeitig weiten die 
Unternehmer — angesichts der günstigen Absatzlage 
und der relativ leichten Finanzierungsmöglichkeit — 
ihre Anlageninvestitionen weiter aus. Nach der im 
Juni von INSEE durchgeführten Investitionsbefra- 
gung werden die Investitionsausgaben der befragten 
Unternehmer in der privaten Industrie insgesamt 
1971 um 14% gesteigert. Die Investitionen der 
öffentlichen Hand und die Aufwendungen im Woh- 
nungsbau nehmen sogar deutlich beschleunigt zu. 
Darüber hinaus entwickelt sich auch die Auslands- 
nachfrage expansiv. 

Die Industrieproduktion wächst, von zeitweiligen, 
streikbedingten Ausfällen abgesehen, recht kräftig, 
insbesondere in den Verbrauchsindustrien. Sie lag 
insgesamt nach dem monatlichen Index des INSEE 
im Juni um 5,1 % über dem Stand ein Jahr zuvor. 
Doch macht sich in wichtigen Bereichen nach den 
Ergebnissen der Konjunkturbefragungen weiterhin 
ein Mangel an technischen Kapazitäten und an 
qualifizierten Arbeitskräften retardierend auf das 
Produktionswachstum bemerkbar. 

Die wieder zunehmende Anspannung der Arbeits- 
.marktlage begünstigt die Durchsetzung von Lohn- 
erhöhungen, die beachtlich über die Produktivitäts- 
fortschritte hinausgehen. In der gewerblichen Wirt- 
schaft erreichte der Anstieg der Stundenlöhne im 
ersten Halbjahr 5,5 % — ein Satz, der seit Anfang 
1958 — von den unmittelbaren Folgen der Mai- 
Ereignisse 1968 abgesehen — in einer Jahreshälfte 
nicht mehr verzeichnet worden war. Auch der An- 
stieg der Preise blieb im bisherigen Verlauf des 
Jahres sehr kräftig. Ursächlich hierfür waren nicht 
allein die fortgesetzten Kostensteigerungen, son- 
dern auch die stärkere Dynamik der Nachfrage. Die 
industriellen Erzeugerpreise erhöhten sich von März 
bis Juni in einem Ausmaß, das einer jährlichen 
Verteuerung von 5,5 — 6 % entspricht. Die Lebens- 
haltung insgesamt (gemessen an dem INSEE-Index 
der 295 Posten) verteuerte sich in den ersten sieben 
Monaten um 3,6 %; der Abstand zur entsprechenden 
Vorjahreszeit erreichte im Juli 5,6 %. 

Die Dynamik der Nachfrage begann um die Jah- 
resmitte auch auf die Entwicklung der Handelsbilanz 
durchzuschlagen. Hatte bis dahin die Einfuhr nur 
verhältnismäßig langsam zugenommen, zeitweise 
sogar stagniert, so daß bei der stetigen Ausweitung 
der Exporte der Warenverkehr auf fob/fob Basis 
mit Überschüssen abschloß, so macht sich neuerdings 
eine Verstärkung des Importsogs bemerkbar. Die 


Zahlungsbilanz dürfte in laufender Rechnung in- 
folge umfangreicher Netto- Ausgaben für Dienste und 
unentgeltlich Leistungen vermutlich defizitär sein. 
Dennoch schloß sie insgesamt in den Sommermona- 
ten namentlich wegen vermehrter — zum Teil spe- 
kulativ bedingter — Zuflüsse von kurzfristigem Ka- 
pital mit erhöhten Aktivsalden. Die Gold- und Devi- 
senreserven (brutto) der Währungsbehörden, die im 
zweiten Quartal lediglich um 164 Millionen $ zu- 
genommen hatten, stiegen allein im Juli um 498 
Millionen $. 

Die Inlandsliquidität wird — außer durch ver- 
mehrten Devisenzustrom — vor allem durch die 
sehr rasche Expansion der Kreditgewährung an 
Wirtschaft und Private ausgeweitet. Das ausstehende 
Kreditvolumen war Ende Juni um 23,1 % größer als 
ein Jahr zuvor. Obwohl von der Haushaltsgebarung 
des Staates seit dem Frühjahr aber kontraktive 
Effekte aüsgehen, kam es zu einer weiteren beacht- 
lichen Zunahme des Geldvolumens: Der Stand des 
Vorjahres wurde Ende Juni um 19,2 Vo überschrit- 
ten. 

2. Die Aussichten bis zum Jahresende 1971 

Alles spricht dafür, daß die Dynamik der Nach- 
frage in den kommenden Monaten groß bleiben 
wird. Vor allem die Verbrauchsausgaben der priva- 
ten Haushalte dürften weiter kräftig erhöht werden. 
Nicht nur ist mit einem Anhalten der starken Lohn- 
steigerungen, einer Zunahme der Beschäftigung, 
einer fortgesetzten Verbesserung der Sozialleistun- 
gen und höheren Privatentnahmen der Selbständi- 
gen zu rechnen, sondern — solange es nicht gelingt, 
das inflationäre Klima spürbar abzukühlen — auch 
mit einer Stabilisierung der Sparneigung. Die In- 
vestitionstätigkeit der Unternehmer dürfte unter 
dem Eindruck der günstigen Absatzmöglichkeiten, 
des Mangels an freien Kapazitäten und des anhal- 
tenden Anstiegs der Lohnkosten recht lebhaft blei- 
ben, zumal bei dem hohen Liquiditätsgrad der Wirt- 
schaft Finanzierungsschwierigkeiten kaum zu be- 
fürchten sind. Die Investitionsausgaben des Staates 
und die Ausgaben für den Wohnungsbau werden 
sich ohnehin beschleunigt aufwärtsentwickeln. 

Was die Auslandsnachfrage betrifft, so sind von 
den Mitte August von der amerikanischen Regie- 
rung getroffenen Maßnahmen zur Sanierung der 
Zahlungsbilanz bei der gegebenen Struktur der Aus- 
fuhr nach den Vereinigten Staaten und der ver- 
hältnismäßig geringen Bedeutung des amerikani- 
schen Absatzmarktes für die französische Wirtschaft 
unmittelbar kaum dämpfende Effekte zu erwarten. 
Sie dürften außerdem überspielt werden durch die 
seither erfolgten Verschiebungen in den Kursrelatio- 
nen auf den internationalen Devisenmärkten, die 
— zumindest ihrer Tendenz nach — eine Stärkung 
der französischen Wettbewerbsfähigkeit ergeben 
haben und daher eher zusätzlich stimulierend auf die 
Exporte nach den außeramerikanischen, nament- 
lich nach den kontinentaleuropäischen Ländern wir- 
ken. 

Die Gesamtnachfrage wird auf ein Angebot aus 
der inländischen Produktion stoßen, das weniger 
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elastisch ausgeweitet werden kann als bisher. Die 
Kapazitätsauslastung ist namentlich in den konsum- 
und exportorientierten Bereichen bereits jetzt 
außerordentlich hoch, und die ungenügende Qualifi- 
kation und ungünstige geographische Streuung der 


Arbeitskraftreserven lassen eine weitere Anpassung 
der Arbeitsmarktlage befürchten. Unter diesen Um- 
ständen ist eine rasche und spürbare Verlang- 
samung des Lohn- und Preisanstiegs vorerst nicht 
zu erwarten; die Einfuhrneigung dürfte wachsen. 


Die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen und das Angebot 



1968 i) 

1969 ») 

1970») 

1971 


Mrd. Ffr 
in laufenden 
Preisen 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in v. H. 
Volumen^) | Werte [ Volumen | Werte | Volumen | Werte 

Ausfuhr^) 

89,8 

+ 17,9 

+ 22,9 

+ 27,0 

+25,9 

+ 7,5 . 

+ 10,5 

Bruttoanlageninvestitionen 

157,0 

+ 10,1 

+ 17,2 

+ 7,4 

+ 14,7 

+6 

+ 11,5 

öffentlicher Verbrauch 

79,5 

+ 4,4 

+ 12,3 

+ 3,8 

+11,1 

+ 3,5 

+ 11,5 

Privater Verbrauch 

385,5 

+ 6,7 

+ 14,0 

+ 4,3 

+ 9,7 

+ 6 

+ 1 1,5 

Bruttosozialprodukt 

629,8 

+ 7,7 

+ 16,2 

+ 6,0 

+ 12,0 

+5,5 

+ 11 

Einfuhr 

89,3 

+22,5 

+28,1 

+ 8,5 

+ 18,8 

+ 8,5 

+ 11,5 


1) Rapport sur les Comptes de la Nation 1970, Ministere de TEconomie et des Finances 
Vorausschätzungen 

Waren, Dienstleistungen und Faktoreinkommen 
in Preisen von 1963 
in Preisen des Vorjahres 

Allgemeine Bemerkungen 

a) Der Unterschied zwischen den Angaben für die Nachfrage und das Angebot ist auf Vorrats Veränderungen zurück- 
zuführen. 

b) Bei den Vorausschätzungen handelt es sich um Annäherungsgrößen, die unter bestimmten Hypothesen aufgestellt 
wurden. Ihre Erstellung und Veröffentlichung erfolgt unter alleiniger Verantwortung der Kommission. 
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Unternehmermeinungen zur Industriekonjunktur Frankreich 
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Ergebnisse der vom Statec durchgeführten EWG-Konjunkturbefragung. 

Schaubilder A, B, C und D: Die drei Felder grau, weiß und schwarz stellen die prozentualen Anteile der drei 
verschiedenen Antworten an der Gesamtzahl der Antworten dar. 

Die schwarzen Kurven, für die sich der Maßstab zwischen den Schaubildern befindet, stellen die Entwicklung von 
Kennziffern dar, die sich aus der Addition der Prozentsätze ergeben, wenn man diese folgendermaßen gewichtet: 
mit 0,03 für die Antworten „zu groß^‘ oder „Zunahme“; 
mit 0,02 für die Antworten „ausreichend“ oder „keine Veränderung“; 
mit 0,01 für die Antworten „zu klein“ oder „Abnahme“. 
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Frankreich 


Anmerkungen zu den Schaubildem 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (sofern 
nichts anderes vermerkt). 

Umrechnung in Rechnungseinheiten (1 RE = 0,888671 Gramm 
Feingold = 1 US Dollar) auf Basis der amtlichen Wechsel- 
kurse, 


Schaubild 1 

— Industrieproduktion: ohne Baugewerbe und ohne Nahrungs- und 
Genußmittelindustrie; saisonbereinigt; gleitende Dreimonatsdurch- 
schnitte. 


Schaubild 2 

— Arbeitsmarkt; saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte; Stand am Monatsende; Arbeitslose == Zahl der 
Stellensuchenden. 


Schaubild 3 

— Verbraucherpreise und Löhne; nationaler Index der Verbraucher- 
preise 1969 und 1970: 259 Artikel; ab Januar 1971 neuer Index: 
295 Artikel; Index der Stundenlohnsätze für alle Wirtschafts- 
bereiche. 


Schaubild 4 

— Bankkredite an die Wirtschaft; Quelle: Conseil National du Cre- 
dit; Kurzfristige Kredite (bis zu 2 Jahren) an Wirtschaftsunter- 
nehmen und Private. Stand am Monatsende. 


Schaubild 5 

— Ausfuhren fob. Saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte. 

Schaubild 6 

— Einfuhren (cif). Saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte. 


Schaubild 7 

— Handelsbilanz: Differenz zwischen den saisonbereinigten Ein- und 
Ausfuhrwerten. 
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Drucksache VI/2632 


C. Italien 

1. Die Entwicklung in den Sommermonaten 

Die Konjunktur zeigte zu Sommerbeginn immer 
noch einen insgesamt schwachen Verlauf. Im Unter- 
schied zum vorigen Jahr waren hierfür nicht nur 
Hemmungen im Bereich der Produktionsfaktoren 
(Zurückhaltung der Arbeitnehmer bei der Annahme 
von Überstunden- und Schichtarbeit, tarifvertrag- 
liche Arbeitszeitverkürzungen, streikbedingte Ar- 
beitsausfälle etc.), sondern vor allem auch eine Ver- 
langsamung der Nachfrage verantwortlich. 

Die wertmäßige Warenausfuhr tendierte aller- 
dings dank verstärkter Bemühungen um die Export- 
märkte und als Folge sich gegenüber einigen Län- 
dern ergebender Preisvorteile eher deutlicher auf- 
wärts. Sie lag im zweiten Quartal um 8,2 ®/o höher 
als ein Jahr zuvor. Die Dienstleistungsausfuhr 
scheint sich dagegen nur zögernd entwickelt zu ha- 
ben. 

Auf seiten der Inlandsnachfrage waren die Inve- 
stitionsausigaben von einer merklichen Schwäne ge- 
kennzeichnet. Dies gilt insbesondere für die Woh- 
nungsbauinvestitionen, wo die rezessiven Tenden- 
zen anhielten. Trotz eines raschen Anstiegs der öf- 
fentlichen Arbeiten zeigten die übrigen Bauinvesti- 
tionen ebenfalls eine sinkende Tendenz. 

Auch idie Ausrüstungsinvestitionen entwickelten 
sich eher schwach, und zwar besonders im Bereich 
der mittleren und kleinen Unternehmungen. Die 
während der vorangeshenden anderthalb Jahre ver- 
zeichnete Verschlechterung der Ertragslage, die ab- 
nehmende Kapazitätsauslastung sowie das allge- 
meine psychologische Klima dürften die Hauptursa- 
chen für den geringen Schwung der Unternehmer- 
investitionen gewesen sein. 

Die Verbrauchs ausgaben scheinen nur relativ we- 
nig gestiegen zu sein. Zwar haben sich die verfüg- 
baren Einkommen infolge einer weiteren Erhöhung 
der Stundenlöhne und — im ersten Vierteljahr — 
dank einer kräftigen Anhebung der Beamtengehäl- 
ter tendenziell ausgeweitet. Ein Rückgang der Zahl 
der Beschäftigten in der Industrie und besonders im 
Baugewerbe sowie Einkommensausfälle im Zusam- 
menhang mit Arbeitsunterbrechungen wirkten kon- 
sumdämpfend. 

Auf seiten des mengenmäßigen Angebots waren 
die Industrieproduktion und — wenn auch in gerin- 
gerem Maße — die Warenimporte konjunkturell 
rückläufig, besonders im Bereich der Ausrüstungs- 
güter. Die Industrieproduktion lag nach dem Index 
des ISTAT im zweiten Quartal um 4,3 Vo unter dem 
vergleichbaren Vorjahresniveau. Die Wareneinfuh- 
ren lagen nach der Zollstatistik zwar noch etwas, 
d. h. um 2,5 ®/o, über dem Stand der gleichen Vor- 
jahreszeitj volumenmäßig ist aber auch hier ein 
Rückgang zu verzeichnen. 

Der Preisauftrieb hielt an. Die Großhandelspreise 
lagen den lamtlichen Indices zufolge im Juli um 
3,7 ®/o, die Verbraucherpreise um 4,9 ®/o höher als 
ein Jdhi zuvor. 


Trotz der geringen Dynamik der Binnennach- 
frage, die sich in einer leichten Verbesserung des 
Saldos der laufenden Transaktionen (auf Kassenba- 
sis) niederschlug, ist der Überschuß der Gesamtzah- 
limgsbilanz infolge abnöbmender Nettokapitalzu- 
flüsse im zweiten Quartal zurückgegangen. Die amt- 
lichen Gold- und Devisenreserven blieben von Ende 
März bis Ende Juni praktisch unverändert, da die 
Geschäftsbanken in beträchtlichem Umfange Geld- 
exporte durchführten. 

Infolge der liquiditätsexpansiven Wirkungen, 
die namentlich von den Kassentransaktionen des 
Schatzamtes ausgingen, blieb die Expansion des 
Geldvolumens sehr stark. Es war im Juni um 22,7 ^/o 
höher als ein Jahr zuvor. Auf dem Kapitalmarkt 
kam es ab Mai trotz der Wiederaufnahme von Stüt- 
zungskäufen der Banca dTtalia zu einer Unterbre- 
chung der seit Mitte 1970 rückläufigen Zinstendenz. 

2. Die Aussichten bis zum Jahresende 1971 

Die im folgenden skizzierten Aussichten für die 
zweite Jahreshälfte 1971 gehen von der doppelten 
Annahme aus, daß sich das effektive Produktions- 
potential dank einer grundlegenden, Dauerhaftigkeit 
versprechenden Entspannung, der Sozialpartnerbe- 
ziehungen bald wieder kräftig erhöhen und die 
Nachfrage namentlich infolge der Ankurbelungs- 
maßnahmen der Regierung und insbesondere einer 
Wiedererstarkung der Investitionsneigung der Un- 
ternehmer wieder beschleunigt wachsen werden. 
Sollten sich diese beiden — durchaus realisierba- 
ren — Annahmen nicht erfüllen, so bestünde die 
Gefahr, daß die tatsächliche Entwicklung einen sehr 
unbefriedigenden, von den quantitativen Orientie- 
rungsdaten des dritten Programms für die mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik beträchtlich abweichenden, 
Verlauf nehmen wird. 

Trotz der im August von der Regierung der Ver- 
einigten Staaten ergriffenen handelspolitischen 
Maßnahmen und der effektiven Abwertung des 
Dollars dürfte die Warenausfuhr in den kommenden 
Monaten insgesamt noch zunehmen. Zwar ist zu er- 
warten, daß die Exporte nach den USA — nament- 
lich Schuhe, Textilien und Automobile — erheblich 
behindert werden. Doch körmte dies durch die 
gleichzeitige Verbesserung der Wettbewerbsposi- 
tion italienischer Erzeugnisse auf den anderen Aus- 
landsmärkten, auf die 90 ®/o der gesamten Waren- 
ausfuhr Italiens entfallen, wettgemacht werden. 

Die Inlandsnachfrage wird betont aufwärts ten- 
dieren, Trotz kräftig expandierender Öffentlicher Ar- 
beiten werden allerdings wahrscheinlich noch einige 
Zeit retardierende Einflüsse von den Bauinvestitio- 
nen aus gehen. Dagegen dürften sich die übrigen 
Investitions ausgaben und der Verbrauch wieder 
deutlich beleben. 

Zahlreiche Faktoren könnten die Investitionsnei- 
gung der Unternehmer anregen: die Verbesserung 
des psychologischen Klimas und der Wirtschafts- 
perspektiven durch die erwartete Normalisierung 
der Beziehungen zwischen den Sozialpartnern; die 
expansiveren Aussichten der Auslands- und Inlands- 
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nachfrage; der kosten“ und wettbewerbsbedingte 
Zwang zur Rationalisierung; die investitionsfreund- 
liche Wirtschaftspolitik der Behörden, namentlich 
das dem Parlament vorgeschlagene zeitliche Vorzie- 
hen der Umsatzsteuerentlastung der Neuinvestitio- 
nen. Die potentielle Investitionsbereitschaft scheint 
den halb j ährlichen EWG-Investitionsbef ragungen 
zufolge jedenfalls in den größeren Industrieunter- 
nehmen beachtlich hoch zu sein. 

Ein Wiederansteigen des Beschäftigungsniveaus, 
eine vielleicht etwas zunehmende Ausgabenbereit- 
schaft und die Neigung, möglichst viele Einkäufe 
noch vor Einführung des Mehrwertsteuersystems 
vorzunehmen, dürften die Expansion der privaten 
Verbrauchsausgaben fühlbar unterstützen. 


Unter den dargelegten Annahmen würde die Pro- 
duktion der beschleunigten Nachfrage ohne größere 
Spannungen folgen können. Der Preisauftrieb 
könnte sich trotzdem verstärken, da viele Unterneh- 
mungen bestrebt sein dürften, (die außerordentlich 
rasche Kostenzunahme der vergangenen Jahre un- 
ter Ausnutzung der lebhafteren Nachfrageexpansion 
wenigstens teilweise in den Preisen weiterzugeben. 
Auch die bisherige Entwicklung auf den Devisen- 
märkten wird — wenn die gegenwärtigen Kursrela- 
tionen ungefähr beibehalten werden — die Preds- 
steigerungen erleichtern. Die Expansion der Einfuhr 
dürfte sich erheblich beschleunigen. Insgesamt wer- 
den daher die Gleichgewichtsbedingungen recht pre- 
kär bleiben, so daß eine große Flexibildtät der Kon- 
junkturpolitik erwünscht bleibt. 


Die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen und das Angebot 



19681) 

19691) i 

1970 1) 

1971 g 

Mrd. Lire 
in laufenden 
Preisen 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in v. H. 
Volumeng | Werte | Volumeng | Werte | Volumeng | Werte 

Ausfuhr 

9 119 

+ 13,8 

+ 15,9 

+ 6,0 

+ 11,6 

+ 6,5 

+ 9,5 

Bruttoanlageninvestitionen 

9 322 

+ 8,0 

+ 14,7 

+ 3,8 

+ 15,3 

-2 

+ 2 

Öffentlicher Verbrauch 

6 382 

+ 3,3 

+ 8,3 

+ 3,2 

+ 7,1 

+ 4,5 

+ 15 

Privater Verbrauch 

30 066 

+ 6,3 

+ 9,4 

+ 8,0 

+ 13,2 

+ 4,5 

+ 10 

Bruttosozialprodukt 

47 280 

+ 5,9 

+ 10,3 

+ 5,1 

+ 11,7 

+ 3 

+ 8 

Einfuhr g 

7 689 

+20,6 

+ 21,5 

+ 17,2 

+ 22,0 

+ 4,5 

+ 10 


g „Relazione generale sulla situazione economica del Paese (1970)" 

Vorausschätzungen 

Waren, Dienstleistungen und Faktoreinkommen 
g in Preisen von 1963 
g in Preisen des Vorjahres 

Allgemeine Bemerkungen 

a) Der Unterschied zwischen den Angaben für die Nachfrage und das Angebot ist auf Vorratsveränderungen zurück- 
zuführen. 

b) Bei den Vorausschätzungen handelt es sich um Annäherungsgrößen, die unter bestimmten Hypothesen aufgestellt 
wurden. Ihre Erstellung und Veröffentlichung erfolgt unter alleiniger Verantwortung der Kommission. 


30 










Drucksache VI/2632 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 




Ergebnisse der vom Statec durch geführten EWG'Konjunkturbefragung. 

Schaubilder A, B, C und D: Die drei Felder grau, weiß und schwarz stellen die prozentualen Anteile der drei 
verschiedenen Antworten an der Gesamtzahl der Antworten dar. 

Die schwarzen Kurven, für die sich der Maßstab zwischen den Schaubildern befindet, stellen die Entwicklung von 
Kennziffern dar, die sich aus der Addition der Prozentsätze ergeben, wenn man diese folgendermaßen gewichtet; 
mit 0,03 für die Antworten „zu groß“ oder „Zunahme“; 
mit 0,02 für die Antworten „ausreichend“ oder „keine Veränderung“; 
mit 0,01 für die Antworten „zu klein“ oder „Abnahme“. 
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Italien 


Anmerkungen zu den Schaubildern 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (sofern 
nichts anderes vermerkt). 

Umrechnung in Rechnungseinheiten (1 RE = 0,888671 Gramm 
Feingold = 1 US Dollar) auf Basis der amtlichen Wechsel- 
kurse. 


Schaubild 1 

— Industrieproduktion: Saisonbereinigte Reihe. Ohne Baugewerbe 
und ohne Nahrungs- und Genußmittelindustrie. Gleitende Drei- 
monatsdurchschnitte. 

Schaubild 2 

— Arbeitsmarkt; Zahl der als Arbeitslose registrierten Personen; 
vom Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften saison- 
bereinigte Reihe des „Ministern del Lavoro e della Previdenza 
Sociale"; gleitende Dreimonatsdurchschnitte. 


Schaubild 3 

— Verbraucherpreise und Löhne: Quelle ISTAT, Tarifliche Mindest- 
stundenlöhne (ohne Familienzulagen) der Industriearbeiter. 


Schaubild 4 

— ■ Bankkredite an die Wirtschaft: Quelle: Banca dTtalia; kurzfristige 
Kredite an Wirtschaftsunternehmen und Private; Stand am Mo- 
natsende. 


Schaubild 5 

— Ausfuhr fob: saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte. 


Schaubild 6 

— Einfuhr cif: saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonatsdurch- 
schnitte. 


Schaubild 7 

— Warenhandelssaldo Differenz zwischen den Zahlen der saison- 
bereinigten Aus- und Einfuhr. 
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D. Niederlande 

1. Die Entwicklung in den Sommermonaten 

Seit Beginn des Sommers scheinen sich die Gleich- 
gewichtsbedingungen wieder verschlechtert zu 
haben. Nach Aufhebung des zeitweise eingeführten 
Lohnstopps wurden in neuen Tarifverträgen erheb- 
liche Lohnerhöhungen zugestanden. Die Expansion 
der Ausgaben der privaten Haushalte hat sich daher 
beschleunigt. 

Das konjunkturelle Wachstum der Ausfuhren hat 
sich hingegen weiter abgeschwächt, da vor allem die 
Nachfrage der übrigen Mitgliedstaaten an Dynamik 
eingebüßt hat. Auch die Entwicklung der Anlagen- 
investitionen, die bis zum Frühjahr durch außer- 
ordentlich günstige Witterungsbedingungen, die eine 
kräftige Expansion der Bauausgaben zuließen, be- 
günstigt war, wurde in zunehmenden Maße von der 
nachlassenden Investitionsneigung der Unternehmer 
beeinträchtigt. 

Während bis zum Frühjahr eine gewisse Knapp- 
heit an Produktionsfaktoren und umfangreiche Fer- 
tigwarenlager in bestimmter Sektoren dämpfend auf 
das Wachstum des Inlandsangebots gewirkt hatten, 
sind hiervon in den letzten Monaten kaum noch 
retardierende Einflüsse ausgegangen. Die Industrie- 
produktion ist in den Monaten (Mai/Juni) mit einer 
Jahresrate von rund 7 Vo gestiegen. Die Rationalisie- 
rungsanstrengungen der Unternehmen, mit denen 
die steigenden Produktionskosten aufgefangen wer- 
den sollen, haben gleichwohl dazu beigetragen, daß 
sich die seit Ende 1970 auf dem Arbeitsmarkt zu be- 
obachtenden Entspannungstendenzen fortgesetz ha- 
ben. Die Arbeitslosenquote von (saisonbedingten 
und zufälligen Schwankungen berichtigte Zahl der 
Arbeitslosen in v. H. der Erwerbsbevölkerung) be- 
trug im Juli gegenüber 1,2 ®/o zur gleichen 

Zeit des Vorjahres. 

Trotz der erneuten Zunahme der Einfuhr — im 
Frühjahr wurde, konjunkturell gesehen, das außer- 
ordentlich hohe Niveau von Ende 1970 noch über- 
troffen — stiegen die Inlandspreise noch wie vor 
sehr deutlich an. Im Juli lag der Verbraucherpreis- 
index um 7,6 ®/o höher als ein Jahr zuvor. Der Nach- 
frageüberhang bedingte weitere Defizite in der 
Bilanz der laufenden Posten. Der Kapitalzustrom 
aus dem Ausland hat seit der Freigabe des Gulden- 
kurses nachgelassen. Die amtlichen netto Gold- und 
Devisenreserven der Zentralbank, die sich vor Jah- 
resbeginn bis Mai um 1074 Millionen Gulden er- 
höht hatten, nahmen seither wieder ab. 

Die Entspannung, die sich auf dem Geld- und 
Kapitalmarkt angebahnt hatte, setzte sich — dem 
Anziehen der Zinssätze im Anschluß an die Freigabe 


des Guldenkurses nach zu urteilen — bis Aügust 
nicht fort. Weitgehend dazu beigetragen haben die 
Maßnahmen, die zur Abwehr des Zustroms kurz- 
fristigen Kapitals getroffen wurden, und die Offen- 
marktgeschäfte, von denen die Zentralbank seit 
1964 zum ersten Mal wieder Gebrauch machte. 

2. Die Aussichten bis zum Jahresende 1971 

Die Durchführung der neuen, restriktiven Maß- 
nahmen, die von der aus den April-Wahlen hervor- 
gegangenen Regierung in Aussicht genommen sind, 
dürfte die Entwicklungsaussichten für die nieder- 
ländische Volkswirtschaft bis zum Jahresende kaum 
spürbar ändern. 

Die Perspektiven für die Ausfuhr sind durch die 
Ungewißheit in den internationalen Währungsbezie- 
hungen, die Wirkungen der protektionistischen Maß- 
nahmen in den Vereinigten Staaten und dem erneu- 
ten Anstieg der Lohnkosten erheblich belastet. Trotz 
der allmählichen Belebung der Weltkonjunktur und 
der voraussichtlichen Ausweitung der verfügbaren 
Produktionskapazitäten, dürften die Ausfuhren nur 
leicht steigen. 

Die in letzter Zeit beobachteten Entwicklungs- 
tendenzen wichtiger Elemente der Inlandsnachfrage 
könnten anhalten. Während sich die Expansion der 
Bruttoanlageninvestitionen infolge der Auswirkung, 
die die Schrumpfung der Gewinne auf die Ausgaben 
der Unternehmen hat, weiter verlangsamen wird, 
dürfte die Verbrauchsnachfrage weiter kräftig stei- 
gen, da für die zweite Jahreshälfte namentlich eine 
beschleunigte Zunahme der verfügbaren Einkommen 
aus unselbständiger Arbeit zu erwarten ist. 

Unter diesen Umständen dürfte sich das Wachs- 
tum der Produktion insgesamt nicht nennenswert 
verlangsamen, was jedoch eine Abschwächung der 
Expansion in bestimmten Bereichen, namentlich bei 
Investitionsgütern, nicht ausschließt. Der Arbeits- 
markt, der auf Verschlechterungen des Investitions- 
klimas sehr empfindlich reagiert, könnte sich weiter 
entspannen. 

Die Gleichgewichtsbedingungen werden wohl auch 
in Zukunft prekär bleiben. Unter dem starken Ko- 
stendruck wird auch in den nächsten Monaten ein 
lebhafter Auftrieb der Inlandspreise zu beobachten 
sein. Vor allem ist zu befürchten, daß nach der Auf- 
hebung der Lohn- und Preisblockade Ende Juli die 
Verbraucherpreise deutlich nach oben orientiert blei- 
ben. Die laufende Zahlungsbilanz, die u. a. von wei- 
teren Flugzeugkäufen beeinflußt wird, wird wahr- 
scheinlich bis Jahresende weiterhin defizitär sein, 
selbst wenn sich die Terms of Trade verbessern soll- 
ten. 
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Die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen und das Angebot 



1968 1) 

1969 1) 

1970 


1971 


Mrd. FL 
in laufenden 
Preisen 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in v. H. 
Volumen^) | Werte | Volumen^) | Werte [ Volumen®) | Werte 

Ausfuhr 3) 

42,16 

+ 15,7 

+ 17,8 

+ 13,6 

+ 18,8 

+ 8,5 

+ 12 

Bmttoanlageninvestitionen 

24,08 

+ 0,3 

+ 7,2 

+ 6,7 

+ 15,3 

+ 7 

+ 14,5 

öffentlicher Verbrauch 

14,41 

+ 2,1 

+ 11,5 

+ 4,7 

+ 13,2 

+ 3 

+ 14,5 

Privater Verbrauch 

51,99 

+ 4,3 

+ 10,7 

+ 7,4 

+ 11,5 

+5 

+ 11,5 

Bruttosozialprodukt 

91,68 

+ 5,5 

+ 11,7 

+ 5,6 

+ 10,5 

+ 4,5 

+ 11,5 

Einfuhr 

41,59 

+ 14,6 

+ 18,5 

+ 15 

+ 22,5 

+ 7,5 

+ 12 


1) Zentraal Bureau voor de Statistiek 

2) Vorausschätzungen 

3) Waren, Dienstleistungen und Faktoreinkommen 
*) in Preisen von 1963 

in Preisen des Vorjahres 


A 1 1 g e m e i n e B e m e r k u n g e n 

a) Der Unterschied zwischen den Angaben für die Nachfrage und das Angebot ist auf Vorratsveränderungen zurück- 
zuführen. 

b) Bei den Schätzungen und Vorausschätzungen handelt es sich um Annäherungsgrößen, die unter bestimmten Hy- 
pothesen aufgestellt wurden. Ihre Erstellung und Veröffentlichung erfolgt unter alleiniger Verantwortung der 
Kommission. 
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Unternehmermeinungen zur Industriekonjunktur Niederlande 



Quelle: Konjunkturbefragung durch das Central Bureau voor de Statistick. 

Bemerkung: Einschließlich Bauindustne, aber ohne Papiererzeugung und -Verarbeitung, Mineralölverarbeitung sowie 
Herstellung nichtmetallischer Mineralerzeugnisse. 

Schaubilder A, B, C und D: Die drei Felder grau, weiß und schwarz stellen die prozentualen Anteile der drei 
verschiedenen Antworten an der Gesamtzahl der Antworten dar. 

Die schwarzen Kurven, für die sich der Maßstab zwischen den Schaubildern befindet, stellen die Entwicklung von 
Kennziffern dar, die sich aus der Addition der Prozentsätze ergeben, wenn man diese folgendermaßen gewichtet: 
mit 0,03 für die Antworten „zu groß“ oder „Zunahme“; 
mit 0,02 für die Antworten „ausreichend“ oder „unverändert“; 
mit 0,01 für die Antworten „zu klein“ oder „Abnahme“. 
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Niederlande 


Anmerkungen zu den Schaubildern 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (sofern 
nichts anderes vermerkt). 

Umrechnung in Rechnungseinheiten (1 RE = 0,888671 Gramm 
Feingold = 1 US Dollar) auf Basis der amtlichen Wechsel- 
kurse. 

Schaubild 1 

— Industrielle Produktion: ohne Bau-, Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie; saisonbereinigter Index; gleitende Dreimonatsdurch- 
schnitte. 

Schaubild 2 

— Arbeitsmarkt; saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte; Stand am Monatsende. 

Schaubild 3 

— Verbraucherpreise und Löhne: Index der Lebenshaltungskosten; 
Quelle: CBS; Stand: Monatsmitte; Index der tariflichen Brutto- 
stundenverdienste in der Industrie (ohne Bergbau und Bauindu- 
strie). 

Schaubild 4 

— Bankkredite an die Wirtschaft: kurzfristige Bankkredite; nicht 
saisonbereinigt; Stand am Monatsende. 

Schaubild 5 

— Ausfuhren fob: saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte. 


Schaubild 6 

— Einfuhren cif: saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte. 


Schaubild 7 

— Handelsbilanz: Differenz zwischen den saisonbereinigten Ein- 
und Ausfuhrwerten. 
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E. Belgisch-Luxemburgische Wirtschaftsunion 
Belgien 

1. Die Entwicklung in den Sommermonaten 

Das Wachstum der Wirtschaft, das sich Anfang 
1971 beschleunigt hatte, ist in den letzten Monaten 
wieder langsamer geworden, vor allem, weil sich die 
Expansion der Auslandsnachfrage abschwächte. 

Die Entwicklung der Inlandsnachfrage blieb deut- 
lich aufwärtsgerichtet. Die Investitionstätigkeit der 
Unternehmer war zwar durch eine gewisse Zurück- 
haltung gekennzeichnet: die gewerblichen Bauinve- 
stitionen schwächten sich zunehmend ab. Aber der 
Verbrauch der privaten Haushalte, der unmittelbar 
nach der Einführung der Mehrwertsteuer sehr 
zögernd verlaufen war, scheint sich beschleunigt aus- 
geweitet zu haben. In der Tat erhöhten sich die ver- 
fügbaren Einkommen weiterhin sehr rasch. Im April 
erreichte die Zuwachsrate der Stundenlöhne in der 
Industrie 12,4 Vo gegenüber dem entsprechenden 
Zeitraum 1970. 

Im Laufe der letzten Monate verlangsamte sich das 
Wachstum des Inlandsangebotes vor allem in den 
Grundstoffindustrien. Der vom INS aufgestellte In- 
dex der industriellen Produktion lag im April um 
8®/o höher als vor einem Jahr. Die Gesamtzahl der 
geleisteten Arbeitsstunden erhöhte sich weniger 
stark als bisher. Die Zahl der Arbeitslosen ging 
Mitte des Jahres nicht mehr zurück; sie betrug im 
Juli 1971 saisonbereinigt rd. 1,8 Vo der erwerbstäti- 
gen Bevölkerung. 

Die Einfuhren, vor allem von Fertigwaren, nah- 
men weiter ziemlich rasch zu. 

Die Maßnahmen, die die Behörden getroffen 
haben, um einen zu starken Preisauftrieb nach Ein- 
führung der Mehrwertsteuer zu verhindern, tragen 
weiterhin dazu bei, daß der Index der Lebens- 
haltungskosten nur relativ langsam steigt: er lag 
im August 1971 um 4,3 Vo höher als ein Jahr zuvor. 
Zweifellos war aber der Anstieg des gesamten in- 
ländischen Preisniveaus stärker als es die Entwick- 
lung des Lebenshaltungskostenindexes vermuten 
läßt. 

Die eindeutige konjunkturelle Verschlechterung 
der Handelsbilanz auf Basis der Zollstatistik ging in 
den letzten Monaten nicht mit einer entsprechenden 


Entwicklung der laufenden Zahlungsbilanz einher. 
Diese schloß vielmehr im zweiten Quartal mit einem 
Uberschuß von 12,1 Mrd. Fb ab. Die währungspoliti- 
schen Ereignisse in den Nachbarländern hatten zur 
Folge, daß sich die Zunahme der Gold- und Devisen- 
reserven der Währungsbehörden im Mai spürbar 
verstärkte. Allerdings normalisierte sich die Lage 
wieder, nachdem von den Währungsbehörden Maß- 
nahmen zur Drosselung des Zuflusses von Auslands- 
Kapital getroffen worden waren. 

Diese Entwicklung sowie die weiterhin lebhafte 
Kapitalnachfrage des öffentlichen Sektors bewirk- 
ten, daß auf dem Geld- und Kapitalmarkt die Phase 
der Entspannung, die bis April zu beobachten ge- 
wesen war, bis zum August vorübergehend unter- 
brochen wurde. 

2. Die Aussichten bis zum Jahresende 1971 

Bis zum Jahresende 1971 dürfte sich die allge- 
meine Wirtschaftstätigkeit auf hohem Niveau hal- 
ten, obwohl die Expansion der Gesamtnachfrage sich 
weiter abschwächen könnte. Die Auswirkungen des 
erwarteten Aufschwungs der Weltkonjunktur wer- 
den nur relativ wenig in den belgischen Ausfuhren 
nach den Nichtmitgliedsländern zum Ausdruck kom- 
men, vor allem angesichts der auf Grund der pro- 
tektionistischen Maßnahmen der US-Regierung 
schlechten Aussichten für die Ausfuhren nach den 
Vereinigten Staaten. Die Auslandslieferungen der 
BLWU werden überdies vermutlich auch von der 
voraussichtlich leichten Verlangsamung der Auswei- 
tung des innergemeinschaftlichen Handels betroffen 
werden. 

Angesichts der jüngsten Entwicklung der Auf- 
tragsbestände, vor allem in der Industrie, wird das 
Wachstum der Produktion ziemlich mäßig sein. Die 
Spannungen auf dem Arbeitsmarkt könnten daher 
nachlassen. 

Trotz einer immer noch beträchtlichen Zunahme 
der Einfuhren und einer erhöhten Elastizität des 
Inlandsangebotes werden die Inlandspreise weiter- 
hin ziemlich stark steigen. Insbesondere könnte sich 
der anhaltende Auftrieb der Produktionskosten 
deutlicher in dem Lebenshaltungskostenindex wider- 
spiegeln. 

Die oben aufgezeigten Tendenzen für die Aus- 
und Einfuhr lassen eine Verringerung der Über- 
schüsse in der laufenden Zahlungsbilanz erwarten. 
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Die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen und das Angebot 



1968 1) 1 

1969 *) 1 

1970 2 

1 

1971 


Mrd. Fb 
in laufenden 
Preisen 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in v. H. 
Volumen®) | Werte | Volumen®) | Werte | Volumen®) | Werte 

Ausfuhr 4) 

422,0 

+ 15ß 

+21,1 

+ 11 

+ 15,5 

+ 9 

+ 9 

Bruttoanlageninvestitionen 

218,2 

+ 7J 

+ 114 

+ 10 

+ 16 

+5 

+ 11,5 

öffentlicher Verbrauch 

144,0 

+ 7,5 

+ 12,2 

+ 5 

+ 10 

+4,5 

+ 12 

Privater Verbrauch 

660,7 

+ 5,5 

+ 7,7 

+ 5,5 

+ 9 

+ 4 

+ 10 

Bruttosozialprodukt 

1 036,9 

+ 6,5 

+ J0,3 

+ 5,5 

+ 10 

+4 

+ 9,5 

Einfuhr 

418,8 

+ 15,8 

+ 19,8 

+ 10,5 

+ 15 

+ 8,5 

+ 11 


Institut national de Statistique (LN.S.) 

2) Schätzungen 

Voraussdiätzungen 

Waren, Dienstleistungen und Faktoreinkommen 
in Preisen von 1963 
in Preisen des Vorjahres 

Allgemeine Bemerkungen 

a) Der Unterschied zwischen den Angaben für die Nachfrage und das Angebot ist auf Vorratsveränderungen zurück- 
zuführen. 

b) Bei den Schätzungen und Vorausschätzungen handelt es sich um Annäherungsgrößen, die unter bestimmten Hy- 
pothesen aufgestellt wurden. Ihre Erstellung und Veröffentlichung erfolgt unter alleiniger Verantwortung der 
Kommission. 
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Industrielle Produktion 
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Ergebnisse der vom Statec durchgeführten EWG-Konjunkturbefragung. 

Schaubilder A, B, C und D: Die drei Felder grau, weiß und schwarz stellen die prozentualen Anteile der drei 
verschiedenen Antworten an der Gesamtzahl der Antworten dar. 

Die schwarzen Kurven, für die sich der Maßstab zwischen den Schaubildern befindet, stellen die Entwicklung von 
Kennziffern dar, die sich aus der Addition der Prozentsätze ergeben, wenn man diese folgendermaßen gewichtet: 
mit 0,03 für die Antworten „zu groß“ oder „Zunahme“; 
mit 0,02 für die Antworten „ausreichend“ oder „keine Veränderung“; 
mit 0,01 für die Antworten „zu klein“ oder „Abnahme“. 
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Belgien 


Anmerkungen zu den Schaubildern 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (sofern 
nichts anderes vermerkt). 

Umrechnung in Rechnungseinheiten (1 RE = 0,888671 Gramm 
Feingold = 1 US-Dollar) auf Basis der amtlichen Wechsel- 
kurse. 


Schaubild 1 

— Industrielle Produktion: ohne Bau, Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie; saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonatsdurch- 
schnitte. 

Schaubild 2 

— Einfuhr cif: saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonatsdurch- 
schnitte. 

Schaubild 3 

— Verbraucherpreise und Löhne: nicht saisonbereinigt; Quelle: 
Wirtschaftsministerium. Tariflöhne (alle Wirtschaftsbereiche); 
Quelle: Arbeitsministerium. 


Schaubild 4 

— Bankkredite an die Wirtschaft: Kredite des Bankensektors; nicht 
saisonbereinigt; Stand am Monatsende. 


Schaubild 5 

‘ — Ausfuhren fob: saisonbe reinigte Reiben; gleitende Dreimonats- 
durchschnitte. 


Schaubild 6 

— Arbeitsmarkt: saisonbereinigte Reihen; gleitende Dreimonats- 
durdischnitte; Stand am Monatsende. 


Schaubild 7 

— Handelsbilanz: Differenz zwischen den saisonbereinigten Ein- und 
Ausfuhrwerten. 
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Die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen und das Angebot 



1968 >) 

1969 


1970 

! 

1971 3) 


Mrd. Flbg. 
in laufenden 
Preisen 

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in v. H. 
Volumen^) | Werte | Volumen*^) | Werte | Volumen^) | Werte 

Ausfuhr 

30 808 

+ 13,0 

+ 22,0 

+ 1,5 

+ 13,5 

-3,5 

- 5 

Bruttoanlageninvestitionen 

9 528 

+ 16,0 

+ 24,7 

+ 17,5 

+ 30 

+ 8 

+ 15 

öffentlicher Verbrauch 

4 546 

+ 2 fl 

+ 5,7 

+ 1,5 

+ 12 

+ 2,5 

+ 11 

Privater Verbrauch 

23 163 ^ 

+ 5,0 

+ 7,4 

+ 8 

+ 13 

+ 4,5 

+ 9 

Bruttosozialprodukt 

37 926 

+ 7,0 

+ 15,0 

+ 3,5 

+ 12 

+ 1 

+ 3,5 

Einfuhr «) 

29 919 

+ 14,5 

+ 18,8 

+ 8,5 

+21 

+ 1 

+ 3 


Service central de la statistique et des etudes economiques (STATEC), Luxembourg 
2) Schätzungen 
•'*) Vorausschätzungen 

Waren, Dienstleistungen und Faktoreinkommen 
zu Preisen des Vorjahres 

Allgemein eBemerkungen 

a) Der Unterschied zwischen den Angaben für die Nachfrage und das Angebot ist auf Vorratsveränderungen zurück- 
zuführen. 

b) Bei den Schätzungen und Vorausschätzungen handelt es sich um Annäherungsgrößen, die unter bestimmten Hy- 
pothesen aufgestellt wurden. Ihre Erstellung und Veröffentlichung erfolgt unter alleiniger Verantwortung der 
Kommission. 
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Luxemburg 

1. Die Entwicklung in den Sommermonaten 

Die Expansion der Gesamtnachfrage hat sich in 
den letzten Monaten fortgesetzt, wenn auch die seit 
Beginn des Jahres zu verzeichnende Belebung der 
Auslandsnachfrage eindeutig an Intensität verloren 
hat. In der Tat ist die Ausfuhr, nachdem die durch 
außergewöhnliche Umstände bedingten hohen Lie- 
ferungen von Eisen- und Stahlerzeugnissen an die 
Vereinigten Staaten nachgelassen haben, unter den 
dämpfenden Einfluß, der von der immer noch zö- 
gernden Entwicklung der Weltstahlnachfrage aus- 
geht, geraten. 

Was die Entwicklung der Inlandsnachfrage be- 
trifft, so hat sich die Investitionstätigkeit kaum ab- 
geschwächt, da sich namentlich die Investitions- 
neigung der Industrieunternehmen als relativ fest 
erwiesen hat und sich eine Zunahme der Woh- 
nungsbaunachfrage anbahnt. Der öffentliche Ver- 
brauch wurde überdies weiterhin rasch ausgeweitet. 
Hingegen wirkte die Verlangsamung des Anstiegs, 
der Einkommen der privaten Haushalte trotz einer 
Ermäßigung der direkten Besteuerung retardierend 
auf die Entwicklung der privaten Verbrauchs- 
ausgaben. 

Unter diesen Umständen hat die konjunkturelle 
Wiederbelebung der inländischen Produktion deut- 
lich nachgelassen. Im Juni wies der vom STATEC 
erstellte Index der Industrieproduktion gegenüber 
der gleichen Zeit des Vorjahres noch einen Rück- 
gang um 1 Vo auf. Der Arbeitsmarkt hat sich leicht 
entspannt. 

Der Preisauftrieb war immer noch sehr lebhaft. 
Der Anstieg der Verbraucherpreise hat sich aller- 
dings im Laufe des zweiten Vierteljahres etwas ab- 


geschwächt; im August lag der Preisindex um 4,6 ®/o 
über dem entsprechenden Vorjahresstand. 


2. Die Aussichten bis zum Jahresende 1971 

Es ist wenig wahrscheinlich, daß sich die Ent- 
wicklung der Auslandsnachfrage bis Anfang 1972 
grundlegend ändern wird. Angesichts der Ver- 
schlechterung der Aussichten für die Exporte in die 
Vereinigten Staaten dürften sich die Waren- 
ausfuhren gegenüber dem ersten Halbjahr nicht 
mehr erhöhen. Im übrigen dürfte die von der Nor- 
malisierung der Stahlwarenlager erwartete Ver- 
besserung der Stahlnachfrage der Partnerländer 
kaum schon vor Jahresende eintreten. 

Die nominale Inlandsnachfrage könnte sich vor 
allem wegen der anhaltenden Investitionsnachfrage 
der Unternehmen und der sich abzeichnenden Be- 
lebung des Wohnungsbaus noch beträchtlich aus- 
weiten. Anläßlich der Erneuerung bestimmter wich- 
tiger Tarifverträge Anfang 1972 wird es im übrigen 
zu weiteren Lohnerhöhungen kommen. Infolge einer 
Anpassung der Einkommensteuersätze an die Ent- 
wicklung des Verbraucherpreisindex werden außer- 
dem die verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte weiterhin schneller steigen als die 
Bruttoeinkommen. 

Insgesamt dürfte sich das konjunkturelle Wachs- 
tum des realen Angebots in den nächsten Monaten 
in sehr engen Grenzen halten, und die Arbeits- 
marktspannungen könnten weiter nachlassen. Die 
Inlandspreise werden vermutlich weniger schnell 
steigen als im ersten Halbjahr, obgleich die seit 
Mai in zahlreichen Nachbarländern getroffenen 
Währungsmaßnahmen einen Anstieg der Einfuhr- 
preise zur Folge haben könnten. 
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Ergebnisse der vom Statec durchgeführten EWG-KonJunkturbefragung. 

Schaubilder A, B, C und D: Die drei Felder grau, weiß und schwarz stellen die prozentualen Anteile der drei 
verschiedenen Antworten an der Gesamtzahl der Antworten dar. 

Die schwarzen Kurven, für die sich der Maßstab zwischen den Schaubildern befindet, stellen die Entwicklung von 
Kennziffern dar, die sich aus der Addition der Prozentsätze ergeben, wenn man diese folgendermaßen gewichtet: 
mit 0,03 für die Antworten „zu groß“ oder „Zunahme“; 
mit 0,02 für die Antworten „ausreichend“ oder „keine Veränderung“; 
mit 0,01 für die Antworten „zu klein“ oder „Abnahme“. 
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Luxemburg 


Anmerkungen zu den Schaubüdern 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften (sofern 
nichts anderes vermerkt). 

Schaubild 1 

— Industrielle Produktion: ohne Bau-, Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie; saisonbereinigt; gleitende Dreimonatsdurchschnitte. 

Schaubild 2 

— Offene Stellen: saisonbereinigt; gleitende Dreimonatsdurch- 
schnitte. 

Schaubild 3 

— Verbraucherpreise: Quelle: STATEC. 
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